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Präambel 

Dieser Staatsvertrag enthält grundlegende Rege­
lungen für den öffentlich-rechtlichen und den pri­
vaten Rundfunk in einem dualen Rundfunksystem 
der Länder des vereinten Deutschlands. Er trägt 
der europäischen Entwicklung des Rundfunks 
Rechnung. 

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk und privater 
Rundfunk sind der freien individuellen und öffent­
lichen Meinungsbildung sowie der Meinungsviel­
falt verpflichtet. Beide Rundfunksysteme müssen 
in der Lage sein, den Anforderungen des na tionalen 
und des internationalen Wettbewerbs zu entspre­
chen. 

Im Zuge der Vermehrung der Rundfunkpro­
gramme in Europa durch die neuen Techniken sol­
len Informationsvielfalt und kulturelles Angebot 
im deutschsprachigen Raum verstärkt werden. 
Durch diesen Staatsvertrag, vor allem aber durch 
weitere Regelungen und Förderungsvorhaben in 
der Bundesrepublik Deutschland, soll die Herstel­
lung neuer europäischer Fernsehproduktionen 
nachhaltig unterstützt werden. 

Für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk sind 
Bestand und Entwicklung zu gewährleisten. Dazu 
gehört seine Teilhabe an allen neuen technischen 
Möglichkeiten in der Herstellung und zur Ver­
breitung sowie die Möglichkeit der Veranstal­
tung neuer Formen von Rundfunk. Seine finan­
ziellen Grundlagen einschließlich des dazugehö­
rigen Finanzausgleichs sind zu erhalten und zu 
sichern. 

Den privaten Veranstaltern werden Ausbau und 
Fortentwicklung eines privaten Rundfunksystems, 
vor allem in technischer und programmlicher Hin­
sicht, ermöglicht. Dazu sollen ihnen ausreichende 
Sendekapazitäten zur Verfügung gestellt und ange­
messene Einnahmequellen erschlossen werden. Sie 
sollen dabei ihre über Satelliten ausgestrahlten 
Fernsehprogramme unter Berücksichtigung loka­
ler und regionaler Beiträge nach Maßgabe des je­
weiligen Landesrechts zusätzlich über verfügbare 
terrestrische Fernsehfrequenzen verbreiten kön­
nen, die bundesweit, auch im Hinblick auf neue 
Fernsehveranstalter, möglichst gleichgewichtig 
aufgeteilt werden sollen. 

Die Vereinigung Deutschlands und die fort­
schreitende Entwicklung des dualen Rundfunk­
systems machen es erforderlich, die bisherige Fre­
quenzaufteilung und -nutzung umfassend zu über­
prüfen. Alle Länder erklären ihre Absicht, festge­
stellte Doppel- oder Mehrfachversorgungen abzu­
bauen, um zusätzliche Übertragungsmöglichkei­
ten für private Veranstalter, auch für den West­
schienenveranstalter, zu gewinnen. 

Den Landesmedienanstalten obliegt es, unter 
dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung privater 
Veranstalter und der besseren Durchsetzbarkeit 
von Entscheidungen verstärkt zusammenzuarbei­
ten. 

1. Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

An wendungsbereich 

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für die Veranstal­
tung und Verbreitung von Rundfunk in Deutsch­
land in einem dualen Rundfunksystem. 

(2) Soweit dieser Staatsvertrag keine anderweiti­
gen Regelungen für die Veranstaltung und Verbrei­
tung von Rundfunk enthält oder solche Regelungen 
zuläßt, sind die für die jeweilige Rundfunkanstalt 
oder den jeweiligen privaten Veranstalter gelten­
den landesrechtlichen Vorschriften anzuwenden. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Rundfunk ist die für die Allgemeinheit 
bestimmte Veranstaltung und Verbreitung von Dar­
bietungen aller Art in Wort, in Ton urid in Bild 
unter Benutzung elektrischer Schwingungen ohne 
Verbindungsleitung oder längs oder mittels eines 
Leiters. Der Begriff schließt Darbietungen ein, 
die verschlüsselt verbreitet werden oder gegen be­
sonderes Entgelt empfangbar sind, sowie Fernseh­
text. 

(2) Im Sinne dieses Staatsvertrages ist 

1. Vollprogramm ein Rundfunkprogramm mit viel­
fältigen Inhalten, in welchem Information, Bil­
dung, Beratung und Unterhaltung einen wesent­
lichen Teil des Gesamtprogramms bilden, 

2. Spartenprogramm ein Rundfunkprogramm mit 
im wesentlichen gleichartigen Inhalten, 

3. Fensterprogramm ein zeitlich begrenztes Rund­
funkprogramm, das für ein regionales Verbrei­
tungsgebiet im Rahmen eines weiterreichenden 
Rundfunkprogramms verbreitet wird. 

§ 3 

Unzulässige Sendungen, 
Jugendschutz 

(1) Sendungen sind unzulässig, wenn sie 

1. zum Rassenhaß aufstacheln oder grausame oder 
sonst unmenschliche Gewalttätigkeiten gegen 
Menschen in einer Art schildern, die eine Ver­
herrlichung oder Verharmlosung solcher Gewalt­
tätigkeiten ausdrückt, oder die das Grausame 
oder Unmenschliche des Vorgangs in einer die 
Menschenwürde verletzenden Weise darstellt 
(§ 131 StGB), 

2. den Krieg verherrlichen, 

3. pornographisch sind (§ 184 StGB), 

4. offensichtlich geeignet sind, Kinder oder Jugend­
liche sittlich schwer zu gefährden. 
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(2) Sendungen, die geeignet sind, das körperli­
che, geistige oder seelische Wohl von Kindern oder 
Jugendlichen zu beeinträchtigen, dürfen nicht ver­
breitet werden, es sei denn, der Veranstalter trifft 
aufgrund der Sendezeit oder auf andere Weise Vor­
sorge, daß Kinder oder Jugendliche der betroffenen 
Altersstufen die Sendungen üblicherweise nicht 
wahrnehmen; der Veranstalter darf dies bei Sen­
dungen zwischen 23 .00 Uhr und 6.00 Uhr anneh­
men. Filme, die nach dem Gesetz zum Schutz der 
Jugend in der Öffentlichkeit für Jugendliche unter 
16 Jahren nicht freigegeben sind, dürfen nur zwi­
schen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr und Filme, die für Ju­
gendliche unter 18 Jahren nicht freigegeben sind, 
nur zwischen 23.00 Uhr und 6.00 Uhr verbreitet 
werden. 

(3) Sendungen, die ganz oder im wesentlichen 
mit Schriften inhaltsgleich sind, die in der Liste 
nach § 1 des Gesetzes über die Verbreitung jugend­
gefährdender Schriften aufgenommen sind, sind 
nur in der Zeit zwischen 23.00 Uhr und 6.00 Uhr 
und nur dann zulässig, wenn die mögliche sittliche 
Gefährdung von Kindern oder Jugendlichen unter 
Berücksichtigung aller Umstände nicht als schwer 
angesehe:c werden kann. 

(4) Die in der Arbeitsgemeinschaft der öffent­
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundes­
republik Deutschland (ARD) zusammengeschlos­
senen Landesrundfunkanstalten und das Zweite 
Deutsche Fernsehen (ZDF) sowie die nach Landes­
recht für private Veranstalter zuständige Stelle 
(Landesmedienanstalt) können jeweils in Richt­
linien oder für den Einzelfall Ausnahmen von den 
Zeitgrenzen nach Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 
gestatten und von der Bewertung nach Absatz 2 
Satz 2 und Absatz 3 abweichen; dies gilt im Falle 
von Absatz 2 Satz 2 vor allem für Filme, deren 
Bewertung länger als 15 Jahre zurückliegt. Sie kön­
nen in Richtlinien oder für den Einzelfall auch für 
Filme, auf die das Gesetz zum Schutze der Jugend 
in der Öffentlichkeit keine Anwendung findet oder 
die nach diesem Gesetz für Jugendliche unter 16 Jah­
ren freigegeben sind, zeitliche Beschränkungen vor­
sehen, um den Besonderheiten der Ausstrahlung von 
Filmen im Fernsehen, vor allem bei Fernsehserien, 
gerecht zu werden. 

(5) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan­
desrundfunkanstalten, das ZDF und die Landes­
medienanstalten setzen sich beim Erlaß ihrer Richt­
linien nach Absatz 4 gegenseitig ins Benehmen. 

§4 

Kurz beri eh tersta ttung 

(1) Das Recht auf unentgeltliche Kurzbericht­
erstattung über Veranstaltungen und Ereignisse, die 
öffentlich zugänglich und von allgemeinem Informa­
tionsinteresse sind, steht jedem in Europa zugelasse­
nen Fernsehveranstalter zu eigenen Sendezwecken 
zu. Dieses Recht schließt die Befugnis zum Zugang, 
zur kurzzeitigen Direktübertragung, zur Aufzeich­
nung, zu deren Auswertung zu einem einzigen Bei­
trag und zur Weitergabe unter den Voraussetzungen 
der Absätze 2 bis 11 ein. 

(2) Anderweitige gesetzliche Bestimmungen, ins­
besondere solche des Urheberrechts und des Persön­
lichkeitsschutzes bleiben unberührt. 

(3) Auf die Kirchen und auf andere Religions­
gemeinschaften sowie deren Einrichtungen mit 
entsprechender Aufgabenstellung findet Absatz 1 
keine Anwendung. 

(4) Die unentgeltliche Kurzberichterstattung ist 
auf eine dem Anlaß entsprechende nachrichten­
mäßige Kurzberichterstattung beschränkt. Die 
zulässige Dauer bemißt sich nach der Länge der 
Zeit, die notwendig ist, um den nachrichtenmäßi­
gen Informationsgehalt der Veranstaltung oder des 
Ereignisses zu vermitteln. Bei kurzfristig und 
regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen ver­
gleichbarer Art beträgt die Obergrenze der Dauer 
in der Regel eineinhalb Minuten. Werden Kurz­
berichte über Veranstaltungen vergleichbarer Art 
zusammengefaßt, muß auch in dieser Zusammen­
fassung der nachrichtenmäßige Charakter gewahrt 
bleiben. 

(5) Das Recht auf Kurzberichterstattung muß so 
ausgeübt werden, daß vermeidbare Störungen der 
Veranstaltung oder des Ere~gnisses unterbleiben. 
Der Veranstalter kann die Ubertragung oder die 
Aufzeichnung einschränken oder ausschließen, 
wenn anzunehmen ist, daß sonst die Durchführung 
der Veranstaltung infra ge gestellt oder das sittliche 
Empfinden der Veranstaltungsteilnehmer gröblich 
verletzt würden. Das Recht auf Kurzberichterstat­
tung ist ausgeschlossen, wenn Gründe der öffent­
lichen Sicherheit und Ordnung entgegenstehen 
und diese das öffentliche Interesse an der Informa­
tion überwiegen. Unberührt b.leibt im übrigen das 
Recht des Veranstalters , die Ubertragung oder die 
Aufzeichnung der Veranstaltung insgesamt auszu­
schließen. 

(6) Für die Ausübung des Rechts auf Kurzbericht­
erstattung kann der Veranstalter das allgemein vor­
gesehene Eintrittsgeld verlangen ; im übrigen ist 
ihm Ersatz seiner notwendigen Aufwendungen zu 
leisten, die durch die Ausübung des Rechts ent­
stehen. 

(7) Die Ausübung des Rechts auf Kurzbericht­
erstattung setzt eine Anmeldung des Fernsehveran­
stalters bis sI?ätestens zehn Tage vor Beginn der 
Veranstaltung beim Veranstalter voraus. Dieser hat 
spätestens fünf Tage vor dem Beginn der Veranstal­
tung den anmeldenden Fernsehveranstaltern mit­
zuteilen, ob genügend .. räumliche und technische 
Möglichkeiten für eine Ubertragung oder Aufzeich­
nung bestehen. Bei kurzfristigen Veranstaltungen 
und bei Ereignissen haben die Anmeldungen zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu erfolgen. 

(8) Reichen die räumlichen und technischen 
Gegebenheiten für eine Berücksichtigung aller 
Anmeldungen nicht aus, haben zunächst die Fern­
sehveranstalter Vorrang, die vertragliche Verein­
barungen mit dem Veranstalter oder dem Träger 
des Ereignisses geschlossen haben. Darüber hinaus 
steht dem Veranstalter oder dem Träger des Ereig­
nisses ein Auswahlrecht zu. Dabei sind zunächst 
solche Fernsehveranstalter zu berücksichtigen, die 
eine umfassende Versorgung des Landes sicherstel­
len, in dem die Veranstaltung oder das Ereignis 
stattfindet. 
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(9) Fernsehveranstalter, die die unentgeltliche 
Kurzberichterstattung wahrnehmen, sind ver­
pflichtet, das Signal und die Aufzeichnung unmit-

. telbar denjenigen Fernsehveranstaltern gegen 
Ersatz der angemessenen Aufwendungen zur Ver­
fügung zu stellen, die nicht zugelassen werden 
konnten. 

(10) Trifft der Veranstalter oder der Träger eines 
Ereignisses eine vertragliche Vereinbarung mit 
einem Fernsehveranstalter über eine Berichterstat­
tung, hat er dafür Sorge zu tragen, daß mindestens 
ein anderer Fernsehveranstalter eine Kurzbericht­
erstattung wahrnehmen kann. 

(11) Die für die Kurzberichterstattung nicht ver­
werteten Teile sind spätestens drei Monate nach 
Beendigung der Veranstaltung oder des Ereignisses 
zu vernichten; die Vernichtung ist dem betreffen­
den Veranstal ter oder Träger des Ereignisses schrift­
lich mitzuteilen. Die Frist wird durch die Ausübung 
berechtigter Interessen Dritter unterbrochen. 

§ 5 

Europäische Produktionen, 
Eigen-, Auftrags- und 

Gemeinschaftsproduktionen 

(1) Zur Darstellung der Vielfalt im deutschspra­
chigen und europäischen Raum und zur Förderung 
von europäischen Film- und Fernsehproduktionen 
sollen die Fernsehveranstalter den Hauptteil ihrer 
insgesamt für Spielfilme, Fernsehspiele, Serien, 
Dokumentarsendungen und vergleichbare Produk­
tionen vorgesehen Sendezeit europäischen Werken 
entsprechend dem europäischen Recht vorbehalten. 

(2) Fernsehvollprogramme sollen einen wesent­
lichen Anteil an Eigenproduktionen sowie Auf­
trags- und Gemeinschaftsproduktionen aus dem 
deutschsprachigen und europäischen Raum ent­
halten. Das gleiche gilt für Fernsehspartenpro­
gramme, soweit dies nach ihren inhaltlichen 
Schwerpunkten möglich ist. 

§ 6 

Werbeinhalte, Kennzeichnung 

(1) Werbung darf nicht irreführen, den Interes­
sen der Verbraucher nicht schaden und nicht Ver­
haltensweisen fördern, die die Gesundheit oder 
Sicherheit der Verbraucher sowie den Schutz der 
Umwelt gefährden. Werbung, die sich auch an Kin­
der oder Jugendliche richtet oder bei der Kinder 
oder . Jugendliche eingesetzt werden, darf nicht 
ihren Interessen schaden oder ihre Unerfahrenheit 
ausnutzen. 

(2) Werbung oder Werbetreibende dürfen das 
übrige Programm inhaltlich und redaktionell nicht 
beeinflussen. 

(3) Werbung muß als solche klar erkennbar sein. 
Sie muß im Fernsehen durch optische und im Hör­
funk durch akustische Mittel eindeutig von ande­
ren Programmteilen getrennt sein. In der Werbung 
dürfen keine unterschwelligen Techniken ein­
gesetzt werden. 

(4) Dauerwerbesendungen sind zulässig, wenn 
der Werbecharakter erkennbar im Vordergrund 
steht und die Werbung einen wesentlichen Bestand­
teil der Sendung darstellt. Sie mtissen zu Beginn als 
Dauerwerbesendung angekündigt und während 
ihres gesamten Verlaufs als solche gekennzeichnet 
werden. Die Sätze 1 und 2 gelten für Werbeformen 
im Sinne von § 27 Abs. 3 entsprechend. 

(5) Schleichwerbung ist unzulässig. Schleich­
werbung ist die Erwähnung oder Darstellung von 
Waren, Dienstleistungen, Namen, Marken oder 
Tätigkeiten eines Herstellers von Waren oder eines 
Erbringers von Dienstleistungen in Programmen, 
wenn sie zu Werbezwecken vorgesehen ist und die 
Allgemeinheit hinsichtlich des eigentlichen 
Zwecks dieser Erwähnung oder Darstellung irre­
führen kann. Eine Erwähnung oder Darstellung 
gilt insbesondere dann als zu Werbezwecken vorge­
sehen, wenn sie gegen Entgelt oder eine sonstige 
Gegenleistung erfolgt. 

(6) In der Fernsehwerbung dürfen keine Perso­
nen auftreten, die regelmäßig Nachrichtensendun­
gen oder Sendungen zum politischen Zeit­
geschehen vorstellen. 

(7) Werbung politischer, weltanschaulicher oder 
religiöser Art ist unzulässig. § 24 bleibt unberührt. 

§ 7 

Sponsoring 

(1) Sponsoring ist der Beitrag einer natürlichen ' 
oder juristischen Person oder einer Personenver­
einigung, die an Rundfunktätigkeiten oder an der 
Produktion audiovisueller Werke nicht beteiligt ist, 
zur direkten oder indirekten Finanzierung einer 
Sendung, um den Namen, die Marke, das Erschei­
nungsbild der Person, ihre Tätigkeit oder ihre Lei­
stungen zu fördern . 

(2) Bei Sendungen, die ganz oder teilweis'e ge­
sponsert werden, muß zu Beginn und am Ende auf 
die Finanzierung durch den Sponsor in vertret­
barer Kürze deutlich hingewiesen werden. Neben 
oder anstelle des Namens des Sponsors kann auch 

. dessen Firmenemblem eingeblendet werden. 

(3) Inhalt und Programmplatz einer gesponser­
ten Sendung dürfen vom Sponsor nicht in der Weise 
beeinflußt werden, daß die Verantwortung und die 
redaktionelle Unabhängigkeit des Rundfunkver­
anstalters b~einträchtigt werden. 

(4) Gesponserte Sendungen dürfen nicht zum 
Verkauf, zum Kauf oder zur Miete oder Pacht von 
Erzeugnissen oder Dienstleistungen des Sponsors 
oder eines Dritten, vor allem durch entsprechende 
besondere Hinweise, anregen. Die Sendungen dür­
fen nicht zum Zwecke der Werbung für Produkte 
oder Dienstleistungen des Sponsors unterbrochen 
werden. 

(5) Wer nach diesem Staatsvertrag oder nach 
anderen gesetzlichen Bestimmungen nicht werben 
darf oder wer überwiegend Produkte herstellt oder 
verkauft oder wer Dienstleistungen erbringt, für 
die Werbung nach diesem Staatsvertrag oder nach 
anderen gesetzlichen Bestimmungen verboten ist, 
darf Sendungen nicht sponsern. 
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(6) Nachrichtensendungen und Sendungen zum 
politischen Zeitgeschehen dürfen nicht gesponsert 
werden. 

§ 8 

Informa tionspflich t, 
zuständige Behörden 

(1) Die Rundfunkanstalten des Landesrechts 
sind verpflichtet, der nach Landesrecht zuständi­
gen Behörde gemäß Artikel 6 Abs. 2 des Europäi­
schen Übereinkommens über das grenzüberschrei­
tende Fernsehen die dort aufgeführten Informatio­
nen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen. Glei­
ches gilt für private Fernsehveranstalter, die auf 
Verlangen die Informationen der Landesmedien­
anstalt des Landes zur Verfügung zu stellen haben, 
in dem die Zulassung erteilt wurde. Diese leitet die 
Informationen an ihre rechtsaufsichtsführende 
Behörde weiter. 

(2) Die Ministerpräsidenten der Länder bestim­
men durch Beschluß eine oder mehrere der in Ab­
satz 1 genannten Behörden, welche die Aufgaben 
nach Artikel 19 Abs. 2 und 3 des Europäischen 
Übereinkommens über das grenzüberschreitende 
Fernsehen wahrnehmen. Diesen Behörden sind zur 
Durchführung ihrer Aufgaben alle erforderlichen 
Informationen durch die zuständigen Behörden der 
einzelnen Länder zu übermitteln. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend soweit 
rechtsverbindliche Berichtspflichten der Länder 

· zum Rundfunk gegenüber zwischenstaatlichen 
Einrichtungen oder internationalen Organisa­
tionen bestehen. 

§ 9 

Meinungsumfragen 

Bei der Wiedergabe von Meinungsumfragen, die 
von Rundfunkveranstaltern durchgeführt werden, 
ist ausdrücklich anzugeben, ob sie repräsentativ 
sind. 

H. Abschnitt 

Vorschriften für den öffeIitlich­
rechtlichen Rundfunk 

§ 10 

Funktionsgerechte Finanzausstattung, 
Grundsatz des Finanzausgleichs 

(1) Die Finanzausstattung hat den öffentlich­
rechtlichen Rundfunk in die Lage zu versetzen, 
seine verfassungsmäßigen und gesetzlichen Auf­
gaben zu erfüllen ; sie hat insbesondere den Bestand 
und die Entwicklung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks zu gewährleisten. 

(2) Der Finanzausgleich unter den Landesrund­
funkanstalten ist Bestandteil des Finanzierungs­
systems der ARD; er stellt insbesondere eine funk­
tionsgerechte Aufgabenerfüllung der Anstalten 
Saarländischer Rundfunk, Radio Bremen und Sen­
der Freies Berlin sicher. Der Umfang der Finanz-

ausgleichsmasse und Ihre Anpassung an die Rund­
funkgebühr bestimmen sich nach dem Rundfunk­
finanzierungsstaa tsvertrag. 

§11 

Finanzierung 

(1) Der öffentlich-rechtliche Rundfunk finan­
ziert sich durch Rundfunkgebühren, Einnahmen 
aus Rundfunkwerbung und sonstigen Einnahmen; 
vorrangige Finanzierungsquelle ist die Rundfunk­
gebühr. 

(2) Das Bereithalten eines Rundfunkempfangs­
geräts begründet auch künftig die Rundfunk­
gebührenpflicht. 

§ 12 

Ermittlung des Finanzbedarfs 

(1) Der Finanzbedarf des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks wird regelmäßig entsprechend den 
Grundsätzen von Wirtschaftlichkeit und Sparsam­
keit geprüft und mindestens alle zwei Jahre fest­
gestellt. 

(2) Bei der Ermittlung des Finanzbedarfs sind 
insbesondere zugrunde zu legen 

1. die wettbewerbsfähige Fortführung der beste­
henden Hörfunk- und Fernsehprogramme, die 
durch Staatsvertrag aller Länder zugelassenen 
Fernsehprogramme sowie die nach Landesgesetz 
jeweils zulässigen neuen Hörfunkprogramme, 

2. die Teilhabe an den neuen rundfunktechnischen 
Möglichkeiten, 

3. die allgemeine Kostenentwicklung und die 
besondere Kostenentwicklung im Medienbe­
reich, 

4. die Entwicklung der Werbeeinnahmen und der 
sonstigen Einnahmen. 

(3) Unter Berücksichtigung des bisherigen Ver­
fahrens soll bei der Ermittlung des Finanzbedarfs 
ein hoher Grad der Objektivierbarkeit erreicht 
werden. 

(4) Über eine Anpassung der Rundfunkgebühr 
wird jeweils anschließend an die Feststellung des 
Finanzbedarfs entschieden. § 16 bleibt unberührt. 

§ 13 

Einfügung der Werbung 

(1) Übertragungen von Gottesdiensten sowie 
Sendungen für Kinder dürfen nicht durch Werbung 
unterbrochen werden. 

(2) Fernsehwerbung ist in Blöcken und zwischen 
einzelnen Sendungen einzufügen; sie kann unter 
den in den Absätzen 3 und 4 genannten Vorausset­
zungen auch in Sendungen eingefügt werden, so­
fern der gesamte Zusammenhang und der Charak­
ter der Sendung nicht beeinträchtigt werden. 

(3) Fernsehsendungen von mehr als 45 Minuten 
Dauer dürfen einmal Werbeeinschaltungen enthal­
ten; dies gilt auch bei Unterteilungen der Sendun-
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gen. Bei der Übertragung von Ereignissen und Dar­
bietungen, die Pausen enthalten, darf Werbung nur 
zwischen den eigenständigen Teilen oder in den 
Pausen eingefügt werden. 

(4) Bei der Übertragung von Sportereignissen, 
die Pausen enthalten, darf Werbung abweichend 
von Absatz 3 Satz 1, jedoch nur in den Pausen, aus­
gestrahlt werden. 

(5) Richtet sich die Werbung in einem Fernseh­
programm eigens und häufig an Zuscha~~r eines 
anderen Staates, der das Europäische Uberein­
kommen über das grenzüberschreitende Fernsehen 
ratifiziert hat und nicht Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaft ist, so dürfen die für die Fernsehwer­
bung dort geltenden Vorschriften nicht umgangen 
werden. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften die­
ses Staatsvertrages über die Werbung strenger sind 
als jene Vorschriften, die in dem betreffenden Staat 
gelten, ferner nicht, wenn mit dem betroffenen 
Staat Übereinkünfte auf diesem Gebiet geschlos­
sen wurden. 

§ 14 

Richtlinien 

Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan­
desrundfunkanstalten und das ZDF erlassen Richt­
linien zur Durchführung der §§ 6, 7 und 13. 

§ 15 

Dauer der Werbung 

(1) Die Gesamtdauer der Werbung beträgt im 
Ersten Fernsehprogramm der ARD und im Pro­
gramm "Zweites Deutsches Fernsehen" jeweils 
höchstens 20 Minuten werktäglich im Jahresdurch­
schnitt. Nicht vollständig genutzte Werbezeit darf 
höchstens bis zu 5 Minuten werktäglich nachgeholt 
werden. Nach 20 .00 Uhr sowie an Sonntagen und 
im ganzen Bundesgebiet anerkannten Feiertagen 
dürfen Werbesendungen nicht ausgestrahlt werden. 
§ 16 bleibt unberührt. 

(2) In weiteren bundesweit verbreiteten Fern­
sehprogrammen von ARD und ZDF sowie in den 
Dritten Fernsehprogrammen findet Werbung nicht 
statt. § 18 Abs. 4 bleibt unberührt. 

(3) Im Fernsehen darf die Dauer der Spotwer­
bung innerhalb eines Zeitraums von einer Stunde 
20 vom Hundert nicht überschreiten. . 

(4) Die Länder sind berechtigt, den Landesrund­
funkanstalten bis zu 90 Minuten werktäglich im 
Jahresdurchschnitt Werbung im Hörfunk einzu­
räumen; ein am 1. Januar 1987 in den Ländern ab­
weichender zeitlicher Umfang der Werbung und 

• ihre tages zeitliche Begrenzung kann beibehalten 
werden. 

§ 16 

Änderung der Werbung 

Die Länder können Änderungen der Gesamt­
dauer der Werbung, der tageszeitlichen Begren­
zung der Werbung und ihrer Beschränkung auf 
Werktage im öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
verein baren. 

§ 17 

Ausschluß von Fernseheinkauf 

Werbesendungen in Form von direkten Angebo­
ten an die Öffentlichkeit für den Verkauf, den Kauf 
oder die Miete oder Pacht von Erzeugnissen oder 
die Erbringungen von Dienstleistungen (Fernseh­
einkauf) finden im öffentlich-rechtlichen Rund­
funk nicht statt. 

§ 18 

Sa telli tenfernsehprogramme 
für ARD und ZDF 

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten können über Satelliten 
gemeinsam ein zusätzliches Fernsehprogramm mit 
kulturellem Schwerpunkt veranstalten; dabei kön­
nen neben dem ZDF ausländische Veranstalter, vor 
allem aus den europäischen Ländern, beteilig~wer­
den. Die zusätzliche Verbreitung über andere Uber­
tragungswege richtet sich nach Landesrecht. 

(2) Das ZDF kann über Satelliten ein zusätz­
liches Fernsehprogramm mit kulturellem Schwer­
punkt veranstalten; dabei können neben den in der 
ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk­
anstalten ausländische Veranstalter, vor allem aus 
den europäischen Ländern, beteiligt werden. Die 
zusätzliche Verbreitung über andere Übertra­
gungswege richtet sich nach Landesrecht. 

(3) Weitere bundesweit verbreitete gemeinsame 
Fernsehprogramme der in der ARD zusammenge­
schlossenen Landesrundfunkanstalten und des 
ZDF sind nur auf Grundlage besonderer staatsver­
traglicher Vereinbarungen aller Länder zulässig. 

(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten und das ZDF können, 
auch gemeinsam, im Rahmen ihres Programm~mf­
trags zusammen mit ausländischen Rundfunkver­
anstaltern oder Unternehmen international ver­
breitete Programme veranstalten oder sich an einem 
Veranstalter solcher Programme beteiligen, wenn 

1. diese Programme bundesweit empfangbar sind 
und keine ausschließlich auf die Bundesrepublik 
Deutschland abzielende Werbung enthalten, 

2. die Beteiligung von ARD und ZDF zusammen 
am Programm oder am Programm und am Kapi­
tal des jeweiligen Rundfunkveranstalters 50 vom 
Hundert nicht übersteigt. 

Die in der ARD zusammengeschlosserien Landes­
rundfunkanstalten und das ZDF beteiligen sich 
am Europäischen Fernsehkulturkanal. Eine Betei­
ligung an weiteren Programmen nach Satz 1 ist 
nur auf der Grundlage einer Vereinbarung der 
Ministerpräsidenten zulässig. 

(5) Soweit dieser Staatsvertrag nichts anderes 
bestimmt, finden auf die Programme nach den 
Absätzen 1, 2 und 4 der in der ARD zusammenge­
schlossenen Landesrundfunkanstalten und des 
ZDF die für diese Anstalten geltenden Vorschriften 
entsprechend Anwendung. 
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III . Abschnitt 

Vorschriften 
für den privaten Rundfunk 

§ 19 

Zulassung 

(1) Private Veranstalter bedürfen zur Veranstal­
tung von Rundfunk einer Zulassung nach Landes­
recht . In der Zulassung für Veranstalter bundes­
weit verbreiteter Programme ist die Programm­
kategorie nach § 2 Abs. 2 festzulegen. 

(2) Das Landesrecht kann ein vereinfachtes 
Zulassungsverfahren vorsehen, wenn Sendungen 

1. im örtlichen Bereich einer öffentlichen Veran­
staltung und im zeitlichen Zusammenhang 
damit veranstaltet und verbreitet werden oder 

2. für Einrichtungen angeboten werden, wenn 
diese für gleiche Zwecke genutzt und die Sen­
dungen nur dort empfangen werden können und 
im funktionellen Zusammenhang mit den in die­
sen Einrichtungen zu erfüllenden Aufgaben 
stehen. 

In Sendungen nach Satz 1 Nr. 2 ist Werbung unzu­
lässig. Unberührt bleiben landesrechtliche Bestim­
mungen, nach denen Sendungen für eine beschränkte 
Anzahl von Wohneinheiten oder Sendungen in Ein­
richtungen, die sich auf ein Gebäude oder einen zu 
sammengehörenden Gebäudekomplex beschrän­
ken, keiner Zulassung bedürfen. 

§ 20 

Meinungsvielfalt , regionale Fenster 

(1) Im privaten Rundfunk ist inhaltlich die Viel­
falt der Meinungen im wesentlichen zum Ausdruck 
zu bringen. Die bedeutsamen politischen, welt­
anschaulichen und gesellschaftlichen Kräfte und 
Gruppen müssen in den Vollprogrammen angemes­
sen zu Wort kommen; Auffassungen von Minder hei­
ten sind zu berücksichtigen. Die Möglichkeit, Spar­
tenprogramme anzubieten, bleibt hiervon unbe­
rührt . 

(2) Solange nicht mindestens drei in der Bundes­
republik Deutschland veranstaltete private Fern­
sehvollprogramme von verschiedenen Veranstal­
tern bundesweit verbreitet werden, die jeweils von 
mehr als der Hälfte der Teilnehmer empfangen wer­
den können, ist jedes der Programme zur Meinungs­
vielfalt nach Absatz 1 verpflichtet. Können minde­
stens drei derartige Fernsehvollprogramme ent­
sprechend Satz 1 empfangen werden, a:chten die 
Landesmedienanstalten gemeinsam darauf, daß 
das Gesamtangebot dieser Programme den Anfor-­
derungen an die Meinungsvielfalt entspricht. 

(3) Stellen die Landesmedienanstalten mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln fest , daß die Anforde­
rungen an die Meinungsvielfalt durch das Gesamt­
angebot der Hörfunkvollprogramme oder Fernseh­
vollprogramme nicht erfüllt sind, ist jedes dieser 
Programme zur Meinungsvielfalt nach Absatz 1 
verpflichtet. 

(4) Ein einzelnes Programm darf die Bildung der 
öffentlichen Meinung nicht in hohem Maße 
ungleichgewichtig beeinflussen. 

(5) Im Rahmen des Zulassungsverfahrens soll 
die Landesmedienanstalt darauf hin wirken , daß an 
dem Veranstalter auch Interessenten mit kulturel­
len Programmbeiträgen beteiligt werden. Ein 
Rechtsanspruch auf Beteiligung besteht nicht. 

(6) In bundesweit verbreiteten Fernsehvollpro­
grammen sollen bei terrestrischer Verbreitung 
nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts Fen­
sterprogramme aufgenommen werden. Mit der 
Organisation der Fensterprogramme ist zugleich 
deren Finanzierung durch die Veranstalter sicher­
zustellen. Die Landesmedienanstalten stimmen die 
Organisation der Fensterprogramme in zeitlicher 
und technischer Hinsicht unter Berücksichtigung 
der Interessen der betroffenen Veranstalter ab . 

§ 21 

Sicherung der Meinungsvielfalt 

(1) Ein Veranstalter darf in der Bundesrepublik 
Deutschland bundesweit im Hörfunk und im Fern­
sehen jeweils bis zu zwei Programme verbreiten, 
darunter jeweils nur ein Vollprogramm oder ein 
Spartenprogramm mit Schwerpunkt Information. 
Bei der Bestimmung der zulässigen Programmzahl 
sind auch anderweitige deutschsprachige Pro­
gramme des Veranstalters einzubeziehen, die bun­
desweit empfangbar sind. Einem Veranstalter ist 
zuzurechnen, wer zu ihm oder zu einem an ihm Betei­
ligten im Verhältnis eines verbundenen Unterneh­
mens im Sinne des Absatzes 5 steht oder sonst auf 
seine Programmgestaltung allein oder gemeinsam 
mit anderen vergleichbar einwirken kann oder wer 
unter einem entsprechenden Einfluß dieses Veran­
stalters oder eines an diesem Veranstalter Beteilig­
ten steht. Als vergleichbarer Einfluß gilt auch, 
wenn ein Veranstalter oder eine ihm bereits aus 
anderen Gründen nach Satz 3 zurechenbare Person 

1. regelmäßig einen wesentlichen Teil der Sende­
zeit eines anderen Veranstalters mit von ihm 
zugelieferten Programmteilen gestaltet oder 

2. aufgrund vertraglicher Vereinbarungen, sat­
zungsrechtlicher Bestimmungen oder in sonsti­
ger Weise eine Stellung innehat, die wesentliche 
Entscheidungen eines anderen Veranstalters 
über die Programmgestaltung, den Programm­
einkauf oder die Programmproduktion von sei­
ner Zustimmung abhängig macht. 

(2) Die Zulassung für ein bundesweit verbreite­
tes Fernsehvollprogramm oder für ein bundesweit 
verbreitetes Fernsehspartenprogramm mit dem · 
Schwerpunkt Information darf nur an einen Veran­
stalter erteilt werden, an dem keiner der Beteilig­
ten 50 vom Hundert oder m ehr der Kapital- oder 
Stimmrechtsanteile innehat oder sonst einen ver­
gleichbaren vorherrschenden Einfluß ausübt. 

(3) Wer am Veranstalter eines bundesweit ver­
breiteten Fernsehvollprogramms oder am Veran­
stalter eines bundesweit verbreiteten Fernsehspar­
tenprogramms mit Schwerpunkt Information mit 
25 und mehr, aber weniger als 50 vom Hundert der 
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Kapital- oder Stimmrechtsanteile beteiligt ist oder 
sonst maßgeblich, auch in den Formen des Absat­
zes 1 Satz 4, Einfluß nehmen kann, darf nur an 
zwei weiteren Veranstaltern entsprechender Pro­
gramme und nur mit weniger als 25 vom Hundert 
der Ka pi tal- oder Stimmrech tsan teile beteiligt sein 
oder auf diese Veranstalter nicht in sonstiger Weise 
maßgeblich, auch nicht in den Formen des Absat­
zes 1 Satz 4, Einfluß ausüben. 

(4) 'Geplante Veränderungen der Beteiligungs­
verhältnisse und der sonstigen Einflüsse im Sinne 
der Absätze 1 bis 3 sind bei der zuständigen Lan­
desmedienanstalt vor ihrem Vollzug anzumelden. 
Anmeldepflichtig sind der Veranstalter und die an 
dem Veranstalter unmittelbar oder mittelbar Betei­
ligten. Die Veränderungen dürfen nur dann von der 
zuständigen Landesmedienanstalt als unbedenk­
lich bestätigt werden, wenn unter den veränderten 
Voraussetzungen dem Veranstalter eine Zulassung 
erteilt werden könnte. Wird eine geplante Verän­
derung vollzogen, die nicht nach Satz 3 als unbe­
denklich bestätigt werden kann, richtet sich der 
Widerruf der Zulassung nach Landesrecht. 

(5) Stellen die Absätze 1 bis 4 auf die Beteiligung 
an einem Veranstalter oder auf die Beteiligung 
eines Veranstalters ab und ist der Veranstalter oder 
der Beteiligte ein abhängiges oder herrschendes 
Unternehmen oder ein Konzernunternehmen im 
Sinne des § 15 Aktiengesetz, so sind die so verbun­
denen Unternehmen als ein einheitliches Unterneh­
men anzusehen und deren Anteile am Kapital oder 
an den Stimmrechten eines Veranstalters zusam­
menzufassen. Wirken mehrere Unternehmen auf­
grund einer Vereinbarung oder in sonstiger Weise 
derart zusammen, daß sie gemeinsam einen beherr­
schenden Einfluß auf ein beteiligtes Unternehmen 
ausüben können, so gilt jedes von ihnen als herr­
schendes Unternehmen. 

(6) Die Landesmedienanstalten veröffentlichen 
gemeinsam regelmäßig, spätestens alle drei Jahre, 
einen von einem unabhängigen Institut zu erstel­
lenden Bericht über die Entwicklung der Mei­
nungsvielfalt und der Konzentration im privaten 
Rundfunk unter Berücksichtigung von 

l. Verflechtungen zwischen Hörfunk und Fern­
sehen sowie zwischen Rundfunk und Presse, 

2. horizontalen Verflechtungen zwischen Rund­
funkveranstaltern in verschiedenen Verbrei­
tungsgebieten und 

3. internationalen Verflechtungen im Medienbe-
reich. 

Der Bericht soll auch zur Arlwendung der §§ 20 bis 
22 und zu erforderlichen Anderungen dieser Be­
stimmungen sowie zu erforderlichen Regelungen 
zur Verhinderung multimedialer Meinungsmacht 
Stellung nehmen. Für den Bericht stellen die Lan­
desmedienanstalten dem beauftragten Institut 
Informationen über die nach Satz 1 bedeutsamen 
Sachverhalte zur Verfügung. 

§ 22 

Anwendungsbereich der Vorschriften 
über die Meinungsvielfalt 

(1) Die §§ 20 und 21 Abs. 1 bis 5 gelten für den 
bundesweit verbreiteten privaten Rundfunk. Be-

stimmungen des Landes, in dem die Zulassung 
nach § 19 erteilt wird, mit weitergehenden Anforde­
rungen an die Sicherung der Meinungsvielfalt blei­
ben unberührt. 

(2) § 21 Abs. 2 findet auf beim Inkrafttreten die­
ses Staatsvertrages zugelassene Veranstalter bis 
zum 31. Dezember 1992 keine Anwendung. 

§ 23 

Programmgrundsä tze 

(1) Für die Rundfunkprogramme gilt die verfas­
sungsmäßige Ordnung. Die Rundfunkprogramme 
haben die Würde des Menschen sowie die sittlichen, 
religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen 
anderer zu achten. Sie sollen die Zusammengehö­
rigkeit im vereinten Deutschland und die interna­
tionale Verständigung fördern . Die Vorschriften 
der allgemeinen Gesetze und die gesetzlichen Be­
stimmungen zum Schutz der persönlichen Ehre 
sind einzuhalten. 

(2) Die Rundfunkvollprogramme sollen zur: Dar­
stellung der Vielfalt im deutschsprachigen und 
europäischen Raum mit einem angemessenen An­
teil an Information, Kultur und Bildung beitragen; 
die Möglichkeit, Spartenprogramme anzubieten, 
bleibt hiervon unberührt. 

(3) Berichterstattung und Informationssendun­
gen haben den anerkannten journalistischen 
Grundsätzen zu entsprechen. Sie müssen unabhän­
gig und sachlich sein. Nachrichten sind vor ihrer 
Verbreitung mit der nach den Umständen gebote­
nen Sorgfalt auf Wahrheit und Herkunft zu prüfen. 
Kommentare sind von der Berichterstattung deut­
lich zu trennen und unter Nennung des Verfassers 
als solche zu kennzeichnen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten n urfür bundesweit 
verbreiteten Rundfunk. 

§ 24 

Sendezeit für Dritte 

(1) Den Evangelischen Kirchen, der Katholi­
schen' Kirche und den Jüdischen Gemeinden sind 
auf Wunsch angemessene Sendezeiten zur Übertra­
gung religiöser Sendungen einzuräumen; die Ver­
anstalter können die Erstattung ihrer Selbstkosten 
verlangen. 

(2) Parteien ist während ihrer Beteiligung an den 
Wahlen zum Deutschen Bundestag gegen Erstat­
tung der Selbstkosten angemessene Sendezeit ein­
zuräumen, wenn mindestens eine Landesliste für 
sie zugelassen wurde. Ferner haben Parteien und 
sonstige politische Vereinigungen während ihrer 
Beteiligung an den Wahlen der Abgeordneten aus 
der Bundesrepublik Deutschland für das Europäi­
sche Parlament gegen Erstattung der Selbstkosten 
Anspruch auf angemessene Sendezeit, wenn min­
destens ein Wahlvorschlag für sie zugelassen wurde. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nur für bundes­
weit verbreiteten privaten Rundfunk. 
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§ 25 

Finanzierung 

Private Veranstalter können ihre Rundfunkpro­
gramme durch Einnahmen aus Werbung, durch 
sonstige Einnahmen, insbesondere durch Entgelte 
der Teilnehmer (Abonnements oder Einzelent­
gelte) , sowie aus eigenen Mitteln finanzieren. Eine 
Finanzierung privater Veranstalter aus der Rund­
funkgebühr ist unzulässig. § 29 bleibt unberührt. 

§ 26 

Einfügung der Werbung 

(1) Übertragungen von Gottesdiensten sowie 
Sendungen für Kinder dürfen nicht durch Werbung 
unterbrochen werden. 

(2) Fernsehwerbung ist in Blöcken und zwischen 
einzelnen Sendungen einzufügen; sie kann unter 
den in den Absätzen 3 bis 5 genannten Vorausset­
zungen auch in Sendungen eingefügt werden, sofern 
der gesamte Zusammenhang und der Charakter 
der Sendung nicht beeinträchtigt werden. 

(3) In Fernsehsendungen, die aus eigenständigen 
Teilen bestehen, oder in Sportsendungen und Über­
tragungen ähnlich gegliederter Ereignisse und Dar­
bietungen, die Pausen enthalten, darf Werbung nur 
zwischen den eigenständigen Teilen oder in den 
Pausen eingefügt werden. Bei anderen Sendungen 
muß der Abstand zwischen zwei aufeinanderfol­
genden Unterbrechungen innerhalb der Sendung 
mindestens 20 Minuten betragen. Die Absätze 4 
und 5 bleiben unberührt. 

(4) Abweichend von Absatz 3 Satz 2 dürfen Werke 
wie Kinospielfilme und Fernsehfilme mit Ausnahme 
von Serien, Reihen, leichten Unterhaltungssendun­
gen und Dokumentarsendungen, sofern sie länger 
als 45 Minuten dauern, nur einmal je vollständigem 
45-Minutenzeitraum unterbrochen werden. Eine 
weitere Unterbrechung ist zulässig, wenn diese Sen­
dungen mindestens 20 Minuten länger dauern als 
zwei oder mehr vollständige 45-Minutenzeiträume. 

(5) Im Fernsehen dürfen Nachrichtensendun­
gen, Sendungen zum politischen Zeitgeschehen, 
Dokumentarsendungen und Sendungen religiösen 
Inhalts nicht durch Werbung unterbrochen wer­
den, wenn sie kürzer als 30 Minuten sind. Bei einer 
Länge von 3 0 Minuten oder mehr gelten die Bestim -
mungen der Absätze 2 und 3. 

(6) Richtet sich die Werbung in einem Fernsehpro­
gramm eigens und häufig an Zuschauer eines anderen 
Staates, der das Europäische Übereinkommen über 
das grenzüberschreitende Fernsehen ratifiziert hat 
und nicht Mitglied der Europäischen Gemeinschaft 
ist, so dürfen die für die Fernsehwerbung dort gel­
tenden Vorschriften nicht umgangen werden. Satz 1 
gilt nicht, wenn die Vorschriften dieses Staatsver­
trages über die Werbung strenger sind als jene Vor­
schriften, die in dem betreffenden Staat gelten, fer­
ner nicht, wenn mit dem betroffenen Staat Überein­
künfte auf diesem Gebiet geschlossen wurden. 

§ 27 

Dauer der Werbung 

(1) Die Dauer der Werbung darf insgesamt 
20 vom Hundert, die der Spotwerbung 15 vom Hun­
dert, der täglichen Sendezeit nicht überschreiten. 

(2) Innerhalb eines Einstundenzeitraums darf 
die Dauer der Spotwerbung 20 vom Hundert nicht 
überschreiten. 

.. (3) Werbeformen, wie direkte Angebote an die 
Offentlichkeit für den Verkauf, den Kauf oder die 
Miete oder Pacht von Erzeugnissen oder die Erbrin­
gung von Dienstleistungen dürfen eine Stunde am 
Tag nicht überschreiten. Rundfunkveranstalter 
dürfen nicht als Vertragspartner oder Vertreter für 
die Bestellung von Waren und Dienstleistungen 
tätig sein. 

§ 28 

Datenschutz 

(1) Soweit in den Absätzen 2 bis 6 nichts anderes 
bestimmt ist, sind die jeweils geltenden Vorschrif­
ten über den Schutz personenbezogener Daten 
anzuwenden, auch wenn die Daten nicht in Dateien 
verarbeitet und genutzt werden. 

(2) Personenbezogene Daten über die Inan­
spruchnahme einzelner Programmangebote dürfen 
nur erhoben, verarbeitet und genutzt werden, soweit 
und solange dies erforderlich ist, um 

1. den Abruf von Programmangeboten zu vermit­
teln (Verbindungsdaten) , 

2. die Abrechnung der Entgelte zu ermöglichen, die 
der Teilnehmer für die Inanspruchnahme der 
technischen Einrichtungen und Programmange­
bote zu entrichten hat (Abrechnungsdaten) . 

(3) Die Speicherung der Abrechnungsdaten darf 
Zeitpunkt, Dauer, Art, Inhalt und Häufigkeit be­
stimmter vom einzelnen Teilnehmer in Anspruch 
genommener Programmangebote nicht erkennen 
lassen, es sei denn, der Teilnehmer beantragt 
schriftlich eine nach einzelnen Programmangebo­
ten aufgeschlüsselte Abrechnung der Entgelte. 

(4) Die Übermittlung von Abrechnungs- und 
Verbindungsdaten .. an Dritte ist nicht zulässig. Dies 
gilt nicht für die Ubermittlung von Abrechnungs­
daten an den Rundfunkveranstalter zum Zwecke 
der Einziehung einer Forderung, wenn diese Forde­
rung auch nach Mahnung nicht beglichen wird. 

(5) Abrechnungsdaten sind zu löschen, sobald 
sie für Zwecke der Abrechnung nicht mehr erfor­
derlich sind. Verbindungsdaten sind nach Ende .der 
jeweiligen Verbindung zu löschen. 

(6) Wer Abrechnungs- und Verbindungs daten 
erhebt, verarbeitet oder nutzt, hat die technischen 
und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, die 
erforderlich sind, um sicherzustellen, daß 

1. die Verbindungsdaten unmittelbar nach Ende 
der Verbindung nach Absatz 5 Satz 2 gelöscht 
werden, 

2. die Abrechnungsdaten nach Absatz 5 Satz 1 
gelöscht werden, 

3. der Teilnehmer nur durch eine eindeutige und 
bewußte Handlung Daten übermitteln kann, 

4. zu Zwecken der Datensicherung vergebene Codes 
einen dem Stand der Technik entsprechenden 
Schutz vor unbefugter Verwendung bieten. 
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§ 29 
Finanzierung besonderer Aufgaben 

(1) Ein zusätzlicher Anteil an der einheitlichen 
Rundfunkgebühr in Höhe von 2 vom Hundert kann 
für die Finanzierung folgender Aufgaben verwen­
detwerden: 
1. Zulassungs- und Aufsichtsfunktionen der Lan­

desmedienanstalten einschließlich hierfür not­
' wendiger planerischer, insbesondere techni-
scher Vorarbeiten, 

2. die Förderung offener Kanäle. 
Mittel aus dem Anteil nach Satz 1 können bis zum 
31. Dezember 1995 aufgrund besonderer Ermächti­
gung durch den Landesgesetzgeber auch für die 
Förderung von landesrechtlieh gebotener techni­
scher Infrastruktur zur terrestrischen Versorgung 
des gesamten Landes verwendet werden. 

(2) Das Recht des Landesgesetzgebers, der Lan­
desmedienanstalt nur einen Teil des Anteils nach 
Absatz 1 zuzuweisen, bleibt unberührt. 

(3) Soweit der Anteil nach Absatz 1 nicht in An­
spruch genommen wird, steht er den jeweilige'n 
Landesrundfunkanstalten zu. Eine landesgesetz­
liche Zweckbestimmung ist zulässig. 

§ 30 

Aufsicht, Zusammenarbeit 

(1) Die zuständige Landesmedienanstalt über­
prüft bei und nach der Zulassung die Einhaltung 
der für die privaten Veranstalter geltenden Bestim­
mungen dieses Staatsvertrages. Sie trifft entspre­
chend den landesrechtlichen Regelungen die jewei­
ligen Entscheidungen. 

(2) Die zuständigen Landesmedienanstalten 
stimmen sich mit dem Ziel einer ländereinheitlichen 
Verfahrensweise hinsichtlich der Anwendung des 
Absatzes 1 untereinander ab. Sie sollen zu diesem 
Zweck, auch zur Vorbereitung von Einzelfallent­
scheidungen, gemeinsame Stellen bilden. Die Lan­
desmedienanstalten sollen bei planerischen und 
technischen Vorarbeiten zusammenarbei ten. 

(3) Jede Landesmedienanstalt kann gegenüber 
der Landesmedienanstalt des Landes, in dem die 
Zulassung erteilt wurde, nach Absatz 1 beanstan­
den, daß ein bundesweit verbreitetes Programm 
gegen die Bestimmungen dieses Staatsvertrages 
verstößt. Die zuständige Landesmedienanstalt ist 
verpflichtet, sich mit der Beanstandung zu befas­
sen und die beanstandende Landesmedienanstalt 
von der Überprüfung und von eingeleiteten Schrit­
ten zu unterrichten. 

§ 31 

Gemeinsame Richtlinien 

Die Landesmedienanstalten erlassen gemein­
same Richtlinien zur Durchführung der §§ 3, 6, 7, 
26 und 27. 

§ 32 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Veranstal­
ter von bundesweit verbreitetem privaten Rund­
funk vorsätzlich oder fahrlässig ' 

1. Sendungen entgegen § 3 Abs. 2 Satz 2 oder Ab­
satz 3 verbreitet, ohne daß die nach Landes­
recht zuständige Stelle dies nach § 3 Abs. 4 
gestattet hat, 

2. Werbung entgegen § 6 Abs.3 Satz 2 nicht von 
anderen Programmteilen trennt, 

3. entgegen § 6 Abs. 4 Satz 2 eine Dauerwerbesen­
dung nicht kennzeichnet, 

4. entgegen § 7 Abs.2 nicht zu Beginn und am 
Ende der Sponsorsendung auf den Sponsor 
hinweist, 

5. entgegen § 7 Abs. 4 Satz 2 die Sendungen zur 
Werbung für Produkte oder Dienstleistungen 
des Sponsors unterbricht, ' 

6. unzulässige Sponsorsendungen entgegen § 7 
Abs. 5 und 6 ausstrahlt, 

7. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 2 der Informations­
pflicht nicht nachkommt, 

8. entgegen § 19 ohne Zulassung Rundfunkpro-
gramme veranstaltet, ' 

9. entgegen § 21 Abs.4 Satz 1 es unterläßt, ge­
plante Veränderungen anzumelden; dies gilt 
auch für weitere anmeldepflichtige Personen 
nach § 21 Abs. 4 Satz 2, 

10. entgegen § 26 Abs. l Gottesdienste und Sen­
dungen für Kinder durch Werbung unter­
bricht, 

entgegen § 26 Abs. 3 in Fernsehsendungen, die 
aus eigenständigen Teilen bestehen, oder in 
Sportsendungen und Übertragungen ähnlich 
gegliederter Ereignisse und Darbietungen, die 
Pausen enthalten, Werbung nicht zwischen den 
eigenständigen Teilen oder in den Pausen ein­
fügt oder 

entgegen den in § 26 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 und 5 
genannten Voraussetzungen andere Sendun­
gen durch Werbung unterbricht, 

11. entgegen § 27 Abs. l die zulässige Dauer der 
täglichen Werbezeit überschreitet, 

entgegen § 27 Abs. 2 die zulässige Dauer der 
Spotwerbung innerhalb eines Einstundenzeit­
raums überschreitet oder 

entgegen § 27 Abs. 3 Satz 2 als Vertragspartner 
oder Vertreter für die Bestellung von Waren 
oder Dienstleistungen tätig wird, 

12 . über den nach § 28 Abs. 2 zulässigen Rahmen 
hinaus personenbezogene Daten erhebt, verar­
beitet oder nutzt, 

entgegen § 28 Abs. 4 personenbezogene Daten 
übermittelt oder 

entgegen § 28 Abs. 5 personenbezogene Daten 
nicht löscht. 

Weitere landesrechtliche Bestimmungen über 
Ordnungswidrigkeiten bleiben unberührt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld­
buße von bis zu 500000,- DM geahndet werden. 

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne 
des § 36 Abs. 1 Nr.l des Gesetzes über Ordnungs­
widrigkeiten ist die Landesmedienanstalt des Lan­
des, in dem die Zulassung erteilt wurde. Über die 
Einleitung eines Verfahrens hat die zuständige Ver-
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waltungsbehörde die übrigen Landesmedienan­
stalten unverzüglich zu unterrichten. Soweit ein 
Verfahren nach dieser Vorschrift in mehreren Län­
dern eingeleitet wurde, stimmen sich die beteilig­
ten Behörden über die Frage ab, welche Behörde 
das Verfahren fortführt. 

IV. Abschnitt 

Übertragungskapazitäten 

§ 33 

Grundsatz 

Über die Zuordnung und Nutzung der Übertra­
gungskapazitäten, die zur Verbreitung von Rund­
funk dienen, entscheiden die Länder nach Maß­
gabe dieses Staatsvertrages und des jeweiligen 
Landesrechts. 

§ 34 

Zuordnung von Satellitenkanälen 

(1) Über die Zuordnung von Satellitenkanälen 
für Rundfunkzwecke entscheiden die Länder nach 
Maßgabe der Absätze 2 bis 5. 

(2) Über die Zuordnung nach Absatz 1 an die in 
der ARD zusammengeschlossenen Landesrund­
funkanstalten für die Verbreitung eines gemein­
samen Programms und das ZDF sowie über die 
Zuordnung an Länder entscheiden die Minister­
präsidenten durch Beschluß, soweit diese nicht 
ausdrücklich durch Staatsverträge festgelegt ist. 

(3) Für die Zuordnung gelten insbesondere die 
folgenden Grundsätze: 

a) Zur Verfügung stehende freie Satellitenkanäle 
sind der ARD, dem ZDF und einer hierfür von 
den Landesmedienanstalten zu bestimmenden 
Stelle bekanntzumachen. 

b) Reichen die Satellitenkanäle für den angemel­
deten Bedarf aus, sind diese entsprechend zuzu­
ordnen. 

c) Reichen die Satellitenkanäle für den angemel­
deten Bedarf nicht aus , wirken die Ministerprä­
sidenten auf eine Verständigung zwischen den 
Beteiligten hin; diese sind für den privaten 
Rundfunk die Landesmedienanstalten. 

cl) Kommt eine Verständigung zwischen den Betei­
ligten nicht zustande, entscheiden die Minister­
präsidenten nach folgenden Kriterien: 
- Sicherung der Grundversorgung, 
- gleichgewichtige Berücksichtigung des priva-

ten Rundfunks , 
- Teilhabe des öffentlich-rechtlichen Rund­

funks an allen neuen Techniken und Pro­
grammformen, 

- Vielfalt des Programmangebots und 
- Zahl der Satellitenkanäle, die bereits einem 

Land zugeordnet worden sind. 

(4) Der Vorsitzende der Ministerpräsidenten­
konferenz ordnet den Satellitenkanal gemäß dem 
Einvernehmen aller Ministerpräsidenten nach Ab­
satz 2 zu. 

(5) Die Ministerpräsidenten vereinbaren zur 
Durchführung der Absätze 2 bis 4 Verfahrensrege­
lungen. 

§ 35 

Weiterverbreitung 

(1) Die zeitgleiche und unveränderte Weiterver­
breitung von bundesweit empfangbaren Fernseb­
programmen, die in Europa in rechtlich zulässiger 
Weise und ent~prechend den Bestimmungen des 
Europäischen Ubereinkommens über das grenz­
überschreitende Fernsehen veranstaltet werden, 
ist durch Landesrecht im Rahmen der vorhandenen 
technischen Möglichkeiten zu gestatten. Die Wei­
terverbreitung von Fernsehprogrammen kann 
unter Beachtung europäischer rundfunkrecht­
licher Regelungen ausgesetzt werden. 

(2) Einzelheiten, insbesondere die Rangfolge bei 
der Belegung der Kabelkanäle, regelt das Landes­
recht . 

V. Abschnitt 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 36 

Satellitenkanäle des TVSat, 
Sa telli tenhörfunk 

(1) Drei Kanäle des von der Deutschen Bundes­
post zur Verfügung gestellten Rundfunksatelliten 
TVSat können aufgrund von Staatsverträgen zwi­
schen Ländern nach Länderquoten von verschiede­
nen privaten Veranstaltern für Fernsehzwecke 
genutzt werden. 

(2) Für die Länderquoten nach Absatz 1 wird 
von folgender Aufteilung für drei Fernsehkanäle 
jeweils in Prozenten ausgegangen: Baden-Würt­
temberg 35, Bayern 40, Berlin 20, Bremen 10, Ham­
burg 15, Hessen 30, Niedersachsen 35, Nordrhein­
Westfalen 60, Rheinland-Pfalz 25 , Saarland 10, 
Schleswig-Holstein 20 . Der Aufteilung nach Län­
derquoten entsprechen die abgeschlossenen 
Staatsverträge zwischen einzelnen Ländern. 

(3) Je ein Kanal steht den in der ARD zusammen­
geschlossenen Landesrundfunkanstalten und dem 
ZDF für Fernsehzwecke zu. 

(4) Soweit Kanäle nicht nach den Absätzen 1 bis 
3 genutzt oder benötigt werden, erfolgt eine Zuord­
nung nach Maßgabe des § 34. 

(5) Ein Fernsehkanal eines Satelliten wird für 
die digitale Übertragung von 16 Hörfunkprogram­
men in Stereoqualität genutzt. Jedes der in Ab­
satz 2 genannten Länder und der Deutschlandfunk 
erhalten je einen Kanal; die Länder Nordrhein­
Westfalen, Bayern, Baden-Württemberg und Nie­
dersachsen erhalten je einen weiteren Kanal. Die 
Ministerpräsidenten können feststellen , daß Hör­
funkkanäle nach Satz 2 nicht genutzt werden. In 
diesem Falle gilt § 34 mit der Maßgabe, daß die Län­
der Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen, Bran­
denburg und Mecklenburg-Vorpommern vorrangig 
zu berücksichtigen sind. 
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§ 37 
Kündigung 

(1) Dieser staatsvertrag gilt für unbestimmte 
Zeit. Der Staatsvertrag kann von jedem der ver­
tragschließenden Länder zum Schluß des Kalen­
derjahres mit einer Frist von einem Jahr gekündigt 
werden. Die Kündigung kann erstmals zum 31. De­
zember 1998 erfolgen. Wird der Staatsvertrag zu 
diesem Termin nicht gekündigt, kann die Kündi­
gung mit gleicher Frist jeweils zu einem vier Jahre 
späteren Termin erfolgen. Die Kündigung ist ge­
genüber dem Vorsitzenden der Ministerpräsiden­
tenkonferenz schriftlich zu erklären. Kündigt ein 
Land diesen Staatsvertrag, kann es zugleich den 
Rundfunkgebührenstaatsvertrag und den Rund­
funkfinanzierungsstaatsvertrag zum gleichen Zeit­
punkt kündigen; jedes andere Land kann darauf­
hin innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der 
Kündigungserklärung dementsprechend ebenfalls 
zum gleichen Zeitpunkt kündigen. Zwischen den 
übrigen Ländern bleiben diese Staatsverträge in 
Kraft. 

(2) Im Falle der Kündigung verbleibt es bei der 
vorgenommenen Zuordnung der Satellitenkanäle, 
solange für diese Kanäle noch Berechtigungen be­
stehen. § 18 bleibt im Falle der Kündigung einzel­
ner Länder unberührt. 

(3) § 15 Abs. 1, 2 und 4 kann von jedem der ver­
tragschließenden Länder auch gesondert zum 
Schluß des Kalenderjahres, das auf die Feststel­
lung des Finanzbedarfs des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks gern. § 12 folgt, mit einer Frist von sechs 
Monaten gekündigt werden, wenn der Rundfunk­
finanzierungsstaatsvertrag nicht nach der Feststel­
lung des Finanzbedarfs gern. § 12 aufgrund einer 
Rundfunkgebührenerhöhung geändert wird. Die 
Kündigung kann er.stmals zum 31. Dezember 1996 
erfolgen. Wird § 15 Abs. 1, 2 und 4 zu einem dieser 
Termine nicht gekündigt, kann die Kündigung mit. 
gleicher Frist jeweils zu einem vier Jahre späteren 
Termin erfolgen. Die Kündigung ist gegenüber dem 
Vorsi tzenden der Ministerpräsidentenkonferenz 
schriftlich zu erklären. Kündigt ein Land, kann je­
des Land innerhalb von drei Monaten nach Ein­
gang der Kündigungserklärung den Rundfunkge­
bührenstaatsvertrag und den Rundfunkfinanzie­
rungsstaatsvertrag zum gleichen Zeitpunkt kündi­
gen. In diesem Fall kann jedes Land außerdem inner­
halb weiterer drei Monate nach Eingang der Kündi­
gungserklärung nach Satz 5 § 11 Abs. 2 sowie §§ 12 
und 16 hinsichtlich einzelner oder sämtlicher Be­
stimmungen zum gleichen Zeitpunkt kündigen. 
Zwischen den übrigen Ländern bleiben die gekün­
digten Bestimmungen dieses Staatsvertrages und 
die in Satz 5 angegebenen Staatsverträge in Kraft. 

§ 38 
Regelung für Bayern 

Der Freistaat Bayern ist berechtigt, eine Verwen­
dung des Anteils an dei Rundfunkgebühr nach § 29 
zur Finanzierung der landesgesetzlich bestimmten 
Aufgaben der Bayerischen Landeszentrale für Neue 
Medien im Rahmen der öffentlich-rechtlichen Trä­
gerschaft vorzusehen. Im übrigen finden die für 
private Veranstalter geltenden Bestimmungen die­
ses Staatsvertrages auf Anbieter nach bayerischem 
Recht entsprechende Anwendung. 

Artikel 2 

ARD-Staatsvertrag 

Inhaltsverzeichnis 

§ 1 Erstes Fernsehprogramm 

§ 2 Vereinbarung 

§ 3 Abstimmung mit dem Zweiten Deutschen Fernsehen 

§ 4 Fernsehtext , Druckwerke 

§ 5 Progr ammdirektor 

§ 6 Aufgaben des Programmdirektors 

§ 7 Programmbeirat 

§ 8 Kündigung 

§ 1 

Erstes Fernsehprogramm 

Die 'in der Arbeitsgemeinschaft der öffentlich­
rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepu­
blik Deutschland (ARD) zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten werden verpflichtet , 
gemeinsam ein Fernsehvollprogramm zu gestalten. 
Das Recht jeder Rundfunkanstalt, daneben Fern­
sehprogramme, auch zusammen .mit einzelnen 
anderen Rundfunkanstalten, zu gestalten und aus­
zustrahlen, bleibt unberührt. 

§ 2 

Vereinbarung 

Die in der ARD zusammengschlossenen Landes­
rundfunkanstalten vereinbaren die tägliche Dauer 
des gemeinsamen Programms sowie Art und Um­
fang ihrer Beteiligung. 

§ 3 
Abstimmung mit dem 

Zweiten Deutschen Fernsehen 

Vor Veränderungen des Programmschemas im 
Ersten Fernsehprogramm sollen die für das Erste 
Fernsehprogramm in der ARD Verantwortlichen 
auf ein Einvernehmen mit dem Intendanten des 
Zweiten Deutschen Fernsehens hinwirken ; dabei 
ist auf die Nachrichtensendungen besondere Rück­
sicht zu nehmen. 

§ 4 

Fernsehtext, Druckwerke· 

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten sind berechtigt, bei 
ihren gemeinsamen Fernsehprogrammen ganz­
tägig die Leerzeilen des Fernsehsignals auch für 
Fernsehtext zu nutzen. 

(2) Die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten können gemeinsam 
Druckwerke mit vorwiegend programmbezogenem 
Inhalt veröffentlichen, wenn dies zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlich ist. 
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§ 5 
Programmdirektor 

Für die Gestaltung des gemeinsamen Programms 
berufen die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten einen Programmdirek­
tor auf die Dauer von mindestens zwei Jahren. Der 
Beschluß bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der in der ARD zusammengeschlossenen Landes­
rundfunkanstalten. 

§ 6 

Aufgaben des Programmdirektors 

Der Programmdirektor erarbeitet das Programm 
in regelmäßigen Konferenzen mit den Intendanten 
der in der ARD zusammenschlossenen Landes­
rundfunkanstalten oder ihren Beauftragten. Soweit 
eine Einigung nicht zustande kommt, kann der Pro­
grammdirektor den Landesrundfunkanstalten im 
Rahmen der Vereinbarung nach § 2 Auflagen ma­
chen. Kommt eine Landesrundfunkanstalt den 
Auflagen nicht nach, so hat sie die Kosten einer 
angemessenen Ersatzleistung zu tragen. 

§ 7 

Programmbeirat 

Nach näherer Vereinbarung der in der ARD zu­
sammengeschlossenen Landesrundfunkanstal ten 
kann ein Programmbeirat gebildet werden, der den 
Programmdirektor berät. 

§ 8 
Kündigung 

Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte Zeit. 
Er kann von jedem der Beteiligten zum Schluß des 
Kalenderjahres mit einer Frist von zwei Jahren ge­
kündigt werden, erstmalig zum 31. Dezember 1998. 
Die Kündigung ist gegenüber dem Vorsitzenden der 
Ministerpräsidentenkonferenz schriftlich zu erklä­
ren. Die Kündigung eines Beteiligten läßt das Ver­
tragsverhältnis der übrigen Beteiligten zueinander 
unberührt, jedoch kann jeder der übrigen Beteilig­
ten den Vertrag binnen einer Frist von drei Mona­
ten nach Eingang der Kündigungserklärung zu 
demselben Zeitpunkt kündigen. 

Artikel 3 

ZDF -Staatsvertrag 

Inhaltsverzeichnis 

1. Abschnitt 

Trägerschaft, Programme 

§ Trägerschaft , Name, Sitz 

§ 2 Fernsehvollprogramm "Zweites Deutsches Fernsehen (ZDF) " 

§ 3 Programmerst ellung 

§ 4 Fernsehtex t , Druckwerke 

H. Abschnitt 

Vorschriften für das Fernsehvollprogramm 
" Zweites Deutsches Fernsehen (ZDF)" 

§ 5 Gestaltung der Sendungen 

§ 6 Berichterstattung 

§ 7 Kurzb erichterst attung 

§ 8 Jugendschutz 

§ 9 Gegendarst ellung 

§ 10 Verlautbarungsrecht 

§ll Anspruch auf Sendezeit 

§ 12 Verantwortung 

§ 13 Auskunftspflicht 

§ 14 Beweissicherung 

§ 15 Eingaben und Beschwerde'n 

III . Abschnitt 

Datenschutz 

§ 16 Geltung von Daten schutzvorschriften 

§ 17 D atenver arbeitung für journalistisch-red aktionelle Zwecke 

§ 18 D atenschutzbeau ftragt er 

IV. Abschni tt 

Organisation, Finanzierung, Haushalt 

§ 19 Organ e 

§ 20 Aufgaben des Fernsehra tes 

§ 21 Zusammen setzung desFernsehrates 

§ 22 Verfahren des Fernsehra t es 

§ 23 Aufgaben des Verwaltungsra tes 

§ 24 Zusammensetzung des Verwaltungsr a tes 

§ 25 Verfahren des Verwaltungsr a tes 

§ 26 Wahl und Amtszeit des Intendanten 

§ 27 Der Intendant 

§ 28 Zustimmungspflichtige Rechtsgeschäfte des Intendanten 

§ 29 Finanzierung 

. § 30 H au shaltswirtsch aft 

§ 31 Rechtsaufsicht 

§ 32 Konkursunfähigk eit 

V. Abschnitt 

Übergangs- und Schluß bestimmungen 

§ 33 Neukonstituierung des Fernsehrates und des Verwaltungs­
ra t es, Rechtsaufsicht 

§ 34 Kündigung 

1. Abschnitt 

Trägerschaft, Programme 

§ 1 

Trägerschaft, Name, Sitz 

(1) Die Länder sind Träger der gemeinnützigen 
Anstalt des öffentlichen Rechts mit dem Namen 
"Zweites Deutsches Fernsehen (ZDF)". Das ZDF 
veranstaltet Fernsehen nach Maßgabe dieses 
Staatsvertrages und des Rundfunkstaatsvertrages. 

(2) Bestand und Entwicklung des ZDF werden 
gewährleistet. Dazu gehört seine Teilhabe an den 
neuen technischen Möglichkeiten in der Herstel-
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lung und zur Verbrei tung sowie die Möglichkeit der 
Veranstaltung neuer Formen von Fernsehen. Die 
finanziellen Grundlagen des ZDF sind zu sichern. 

(3) Das ZDF hat das Recht der Selbstverwaltung 
im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen. 

(4) Das ZDF hat seinen Sitz in Mainz. Es unter­
hält in jedem Land ein Landesstudio. 

§ 2 

Fernsehvollprogramm 
"Zweites Deutsches Fernsehen (ZDF)" 

(1) Das ZDF veranstaltet das Fernsehvollpro­
gramm "Zweites Deutsches Fernsehen (ZDF)". 

(2) Vor Veränderungen des Programmschemas 
im Fernsehvollprogramm soll der Intendant auf ein 
Einvernehmen mit den für das Erste Fernsehpro­
gramm der Arbeitsgemeinschaft der öffentlich­
rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepu­
blik Deutschland (ARD) Verantwortlichen hinwir­
ken; dabei ist auf die Nachrichtensendungen 
besondere Rücksicht zu nehmen. 

§ 3 

Programmerstellung, Verwertung 

Das ZDF kann in Erfüllung seiner Aufgaben zum 
Erwerb, zur Herstellung und zur wirtschaftlichen 
Verwertung von Fernsehproduktionen und der da­
mit zusammenhängenden Rechte mit Dritten zu­
sammenarbeiten. Es kann sich zu diesem Zweck an 
Unternehmen beteiligen. Es darf jedoch Fernseh­
produktionen nicht in erster Linie zum Zwecke der 
wirtschaftlichen Verwertung erwerben, herstellen 
oder herstellen lassen. Die Produktionen sollen 
möglichst angemessen auf Produktionsstandorte 
in den Ländern verteilt werden. 

§4 

Fernsehtext, Druckwerke 

(1) Das ZDF ist berechtigt, bei seinen Fernseh­
programmen ganztägig die Leerzeilen des Fernseh­
signals auch für Fernsehtext zu nutzen. 

(2) Das ZDF kann Druckwerke mit vorwiegend 
programmbezogenem Inhalt veröffentlichen, wenn 
dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist. 

H. Abschnitt 

Vorschriften 
für das Fernsehvollprogramm 

"Zweites Deutsches Fernsehen" 

- ' § 5 

Gestaltung der Sendungen 

(1) In den Sendungen des ZDF soll den Fer!}seh­
teilnehmern in Deutschland ein objektiver Uber­
blick über das Weltgeschehen, insbesondere ein 
umfassendes Bild der deutschen Wirklichkeit ver­
mittelt werden. Die Sendungen sollen eine freie indi­
viduelle und öffentliche Meinungsbildung fördern. 

(2) Das Geschehen in den einzelnen Ländern 
und die kulturelle Vielfalt Deutschlands sind ange­
messen im Programm darzustellen. 

. (3) Das ZDF hat in seinen Sendungen die Würde 
des Menschen zu achten und zu schützen. Es soll 
dazu beitragen, die Achtung vor Leben, Freiheit 
und körperlicher Unversehrtheit, vor Glauben und 
Meinung anderer zu stärken. Die sittlichen und 
religiösen Überzeugungen der Bevölkerung sind zu 
achten. Die Sendungen sollen dabei vor allem die 
Zusammengehörigkeit im vereinten Deutschland 
fördern sowie der gesamtgesellschaftlichen Inte­
gration in Frieden und Freiheit und der Verstän­
digung unter den Völkern dienen. 

§ 6 

Berich tersta ttung 

(1) Die Berichterstattung soll umfassend, wahr­
heitsgetreu und sachlich sein. Herkunft und Inhalt 
der zur Veröffentlichung bestimmten Berichte sind 
sorgfältig zu prüfen. 

(2) Nachrichten und Kommentare sind zu tren­
nen ; Kommentare sind als persönliche Stellung.: 
nahme zu kennzeichnen. 

§ 7 

Kurz berichtersta ttung 

(1) Das Recht auf unentgeltliche Kurzbericht­
erstattung über Veranstaltungen und Ereignisse, 
die öffentlich zugänglich und von allgemeinem In­
formationsinteresse sind, steht jedem in Europa zu­
gelassenen Fernsehveran'stalter zu eigenen Sende­
zwecken zu. Dieses Recht schließt die Befugnis zum 
Zugang, zur kurzzeitigen Direktübertragung, zur 
Aufzeichnung, zu deren Auswertung zu einem ein­
zigen Bei trag und zur Wei terga be un ter den Vora us­
setzungen der Absätze 2 bis 11 ein. 

(2) Anderweitige gesetzliche Bestimmungen, 
insbesondere solche des Urheberrechts und des 
Persönlichkeitsschutzes bleiben unberührt. 

(3) Auf die Kirchen und auf andere Religions­
gemeinschaften sowie deren Einrichtungen mit 
entsprechender Aufgabenstellung findet Absatz 1 
keine Anwendung. 

(4) Die unentgeltliche Kurzberichterstattung ist 
auf eine dem Anlaß entsprechende nachrichtenmä­
ßige Kurzberichterstattung beschränkt. Die zuläs­
sige Dauer bemißt sich nach der Länge der Zeit, die 
notwendig ist, um den nachrichtenmäßigen Infor­
mationsgehalt der Veranstaltung oder des Ereignis­
ses zu vermitteln. Bei kurzfristig und regelmäßig 
wiederkehrenden Veranstaltungen vergleichbarer 
Art beträgt die Obergrenze der Dauer in der Regel 
eineinhalb Minuten. Werden Kurzberichte über 
Veranstaltungen vergleichbarer Art zusammen­
gefaßt, muß auch in dieser Zusammenfassung der 
nachrichtenmäßige Charakter gewahrt bleiben. 

(5) Das Recht auf Kurzberichterstattung muß so 
ausgeübt werden, daß vermeidbare Störungen der 
Veranstaltung oder des Ere~gnisses unterbleibe~. 
Der Veranstalter kann die Ubertragung oder dIe 
Aufzeichnung einschränken oder ausschließen, 
wenn anzunehmen ist, daß sonst die Durchführung 
der Veranstaltung infrage gestellt oder das sittliche 
Empfinden der Veranstaltungsteilnehmer gröblich 
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verletzt würden. Das Recht auf Kurzberichterstat­
tung ist ausgeschlossen, wenn Gründe der öffent­
lichen Sicherheit und Ordnung entgegenstehen 
und diese das öffentliche Interesse an der Informa­
tion überwiegen. Unberührt t>leibt im übrigen das 
Recht des Veranstalters, die Ubertragung oder die 
Aufzeichnung der Veranstaltung insgesamt auszu­
schließen. 

(6) Für die Ausübung des Rechts auf Kurzbericht­
erstattung kann der Veranstalter das allgemein 
vorgesehene Eintrittsgeld verlangen ; im übrigen 
ist ihm Ersatz seiner notwendigen Aufwendungen 
zu leisten, die durch die Ausübung des Rechts 
entstehen. 

(7) Die Ausübung des Rechts auf Kurzbericht­
erstattung setzt eine Anmeldung des Fernsehveran­
stalters bis spätestens zehn Tage vor Beginn der 
Veranstaltung beim Veranstalter voraus. Dieser hat 
spätestens fünf Tage vor dem Beginn der Veranstal­
tung den anmeldenden Fernsehveranstaltern mit­
zuteilen, ob genügend .räumliche und technische 
Möglichkeiten für eine Ubertragung oder Aufzeich­
nung bestehen. Bei kurzfristigen Veranstaltungen 
und bei Ereignissen haben die Anmeldungen zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu erfolgen. 

(8) Reichen die räumlichen und technischen 
Gegebenheiten für eine Berücksichtigung aller 
Anmeldungen nicht aus, haben zunächst die Fern­
sehveranstalter Vorrang, die vertragliche Verein­
barungen mit dem Veranstalter oder dem Träger 
des Ereignisses geschlossen haben. Darüber hinaus 
steht dem Veranstalter oder dem Träger des Ereig­
nisses ein Auswahlrecht zu. Dabei sind zunächst 
solche Fernsehveranstalter zu berücksichtigen, die 
eine umfassende Versorgung des Landes sicherstel­
len, in dem die Veranstaltung oder das Ereignis 
stattfindet. 

(9) Fernsehveranstalter, die die unentgeltliche 
Kurzberichterstattung wahrnehmen, sind ver­
pflichtet, das Signal und die Aufzeichnung unmit­
telbar denjenigen Fernsehveranstaltern gegen 
Ersatz der angemessenen Aufwendungen zur Ver­
fügung zu stellen, die nicht zugelassen werden 
konnten. 

(10) Trifft der Veranstalter oder der Träger eines 
Ereignisses eine vertragliche Vereinbarung mit 
einem Fernsehveranstalter über eine Berichterstat­
tung, hat er dafür Sorge zu tragen, daß mindestens 
ein anderer Fernsehveranstalter eine Kurzbericht­
erstattung wahrnehmen kann. 

(11) Die für die Kurzberichterstattung nicht ver­
werteten Teile sind spätestens drei Monate nach 
Beendigung der Veranstaltung oder des Ereignisses 
zu vernichten; die Vernichtung ist dem betreffen­
den Veranstal ter oder Träger des Ereignisses 
schriftlich mitzuteilen. Die Frist wird durch die 
Ausübung berechtigter Interessen Dritter unter­
brochen. 

§ 8 

Unzulässige Sendungen, 
Jugendschutz 

(1) · Sendungen sind unzulässig, wenn sie 

1. zum Rassenhaß aufstacheln oder grausame oder 
sonst unmenschliche Gewalttätigkeiten gegen 

Menschen in einer Art schildern, die eine Ver­
herrlichung oder Verharmlosung ausdrückt , 
oder die das Grausame oder Unmenschliche des 
Vorgangs in einer die Menschenwürde verletzen­
den Weise darstellt (§ 131 StGB), 

2. den Krieg verherrlichen, 

3. pornographisch sind (§ 184 StGB) , 

4. offensichtlich geeignet sind, Kinder oder Jugend­
liche sittlich schwer zu gefährden. 

(2) Sendungen, die geeignet sind, das körperli­
che, geistige oder seelische Wohl von Kindern oder 
Jugendlichen zu beeinträchtigen, dürfen nicht ver­
breitet werden, es sei denn, der Veranstalter trifft 
aufgrund der Sendezeit oder auf andere Weise Vor­
sorge, daß Kinder oder Jugendliche der betroffenen 
Altersstufen die Sendungen ühlicherweise nicht 
wahrnehmen; der Veranstalter darf dies bei Sen­
dungen zwischen 23.00 Uhr und 6.00 Uhr anneh­
men. Filme, die nach dem Gesetz zum Schutz der 
Jugend in der Öffentlichkeit für Jugendliche unter 
16 Jahren nicht freigegeben sind, dürfen nur zwi­
schen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr und Filme, die für 
Jugendliche unter 18 Jahren nicht freigegeben sind, 
nur zwischen 23 .. 00 Uhr und 6.00 Uhr verbreitet 
werden. 

(3) Sendungen, die ganz oder im wesentlichen 
mit Schriften inhaltsgleich sind, die in der Liste 
nach § 1 des Gesetzes über die Verbreitung jugend­
gefährdender Schriften aufgenommen sind, sind 
nur in der Zeit zwischen 23.00 Uhr und 6.00 Uhr 
und nur dann zulässig, wenn die mögliche sittliche 
Gefährdung von Kindern oder Jugendlichen unter 
Berücksichtigung aller Umstände nicht als schwer 
angesehen werden kann. 

(4) Das ZDF kann jeweils in Richtlinien oder für 
den Einzelfall Ausnahmen von den Zeitgrenzen 
nach Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 gestatten und 
von der Bewertung nach Absatz 2 Satz 2 und Ab­
satz 3 abweichen; dies gilt im Falle von Absatz 2 
Satz 2 vor allem für Filme, deren Bewertung länger 
als 15 Jahre zurückliegt. Es kann in Richtlinien 
oder für den Einzelfall auch für Filme, auf die das 
Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffentlich­
keit keine Anwendung findet oder die nach diesem 
Gesetz für Jugendliche unter 16 Jahren freigegeben 
sind, zeitliche Beschränkungen vorsehen, um den 
Besonderheiten der Ausstrahlung von Filmen im 
Fernsehen·, vor allem bei Fernsehserien, gerecht zu 
werden. 

§ 9 

Gegendarstell ung 

(1) Das ZDF ist verpflichtet, durch Fernsehen 
die Gegendarstellung der P erson oder Stelle zu ver­
breiten, die durch eine vom ZDF in einer Sendung 
verbreitete Tatsachenbehauptung betroffen ist. 

(2) Die Pflicht zur Verbreitung der Gegendar­
stellung besteht nicht, wenn 

1. der Betroffene kein berechtigtes Interesse an der 
Verbreitung hat, oder 

2. die Gegendarstellung ihrem Umfang nach nicht 
angemessen ist, insbesondere den Umfang des 
beanstandeten Teils der Sendung wesentlich 
überschreitet. 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 27/1991 467 

(3) Die Gegendarstellung muß sich auf tatsäch­
liche Angaben beschränken und darf keinen straf­
baren Inhalt haben. Sie bedarf der Schriftform und 
muß von dem Betroffenen oder seinem gesetzlichen 
Vertreter unterzeichnet sein. Der Betroffene oder 
sein Vertreter kann die Verbreitung nur verlangen, 
wenn die Gegendarstellung unverzüglich, späte­
stens innerhalb von zwei Monaten, dem ZDF zu­
geht. Die Gegendarstellung muß die beanstandete 
Sendung und Tatsachenbehauptung bezeichnen. 

(4) Die Gegendarstellung muß unverzüglich 
innerhalb des gleichen Programms und der glei­
chen Programmsparte wie die beanstandete Tat­
sachenbehauptung sowie zur gleichen Tageszeit 
oder, wenn dies nicht möglich ist, zu einer Sende­
zeit verbreitet werden, die der Zeit der beanstande­
ten Sendung gleichwertig ist. Die Verbreitung er­
folgt ohne Einschaltungen und Weglassungen. Eine 
Erwiderung auf die verbreitete Gegendarstellung 
muß sich auf tatsächliche Angaben beschränken. 

(5) Die Verbreitung der Gegendarstellung erfolgt 
unentgeltlich. Dies gilt nicht, wenn sich die Gegen­
darstellung gegen eine Tatsachenbehauptung rich­
tet , die in einer Werbesendung verbreitet worden 
ist. 

(6) Für die Durchsetzung des Anspruchs ist der 
ordentliche Rechtsweg gegeben. Auf Antrag des 
Betroffenen kann das Gericht anordnen, daß das 
ZDF in der Form des Absatzes 4 eine Gegendarstel­
lung verbreitet. Auf das Verfahren sind die Vor­
schriften der Zivilprozeßordnung über das Verfah­
ren auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung ent­
sprechend anzuwenden. Eine Gefährdung des 
Anspruchs braucht nicht glaubhaft gemacht zu 
werden. Ein Verfahren zur Hauptsache findet nicht 
statt. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für wahr­
heitsgetreue Berichte über öffentliche Sitzungen 
des Europäischen Parlaments, der gesetzgebenden 
Organe des Bundes, der ·Länder und der Vertretun­
gen der Gemeinden und Gemeindeverbände, der 
Gerichte sowie für Sendungen nach den §§ 10 und 
11 dieses Staatsvertrages. Zu einer Gegendarstel­
lung kann eine Gegendarstellung nicht verlangt 
werden. 

§ 10 

Verlautbarungsrecht 

Der Bundesregierung und den Landesregierun­
gen ist in Katastrophenfällen oder bei anderen ver­
gleichbaren erheblichen Gefahren für die öffent­
liche Sicherheit oder Ordnung unverzüglich ange­
messene Sendezeit für amtliche Verlautbarungen 
unentgeltlich einzuräumen. 

§11 

Anspruch auf Sendezeit 

(1) Parteien ist während ihrer Beteiligung an 
den Wahlen zum Deutschen Bundestag angemes­
sene Sendezeit einzuräumen, wenn mindestens 
eine Landesliste für sie zugelassen wurde. Ferner 
haben Parteien und sonstige politische Vereinigun-

gen während ihrer Beteiligung an den Wahlen der 
Abgeordneten aus der Bundesrepublik Deutsch­
land für das Europäische Parlament Anspruch auf 
angemessene Sendezeit, wenn mindestens ein 

. Wahlvorschlag für sie zugelassen wurde. 

(2) Der Intendant lehnt die Ausstrahlung ab, 
wenn es sich inhaltlich nicht um Wahlwerbung han­
delt oder der Inhalt offenkundig und schwerwie­
gend gegen die allgemeinen .Gesetze verstößt. 

(3) Den Evangelischen Kirchen, der Katholi­
schen Kirche und den Jüdischen Gemeinden sind 
auf Wunsch angemessene Sendezeiten für die Über­
tragung gottesdienstlicher Handlungen und Feier­
lichkeiten sowie sonstiger religiöser Sendungen, 
auch solcher über Fragen ihrer öffentlichen Verant­
wortung, zu gewähren. Andere über das gesamte 
Bundesgebiet verbreitete Religionsgemeinschaften 
des öffentlichen Rechts können angemessen be­
rücksichtigt werden. 

(4) Wenn Vertretern der poli tischen Parteien, der 
Kirchen, der verschiedenen religiösen und welt­
anschaulichen Richtungen und den Vertretern der 
Organisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
Gelegenheit zur Aussprache gegeben wird, so ist 
ihnen die Möglichkeit der Rede und Gegenrede 
unter jeweils gleichen Bedingungen zu gewähren. 

§ 12 

Veran twortung 

(1) Wer die Sendung eines Beitrages veranlaßt 
oder zugelassen hat , trägt für dessen Inhalt und 
Gestaltung nach Maßgabe der Vorschriften des 
Grundgesetzes, der allgemeinen Gesetze und der 
besondere Vorschriften dieses Staatsvertrages die 
Verantwortung. Verantwortlich ist auch, wer es 
unterlassen hat, in seinem Aufgabenkreis pflicht­
gemäß tätig zu werden. 

(2) Für Inhalt und Gestaltung der Sendungen 
nach §§ 10 und 11 dieses Staatsvertrages ist der­
jenige verantwortlich, dem die Sendezeit zugebil­
ligt worden ist. 

(3) Die Verantwortlichkeit anderer Personen 
insbesondere des Verfassers , Herstellers oder Gestal~ 
ters eines Beitrages, bleibt unberührt. 

§ 13 

Auskunftspflicht 

Die Anstalt hat auf Verlangen Namen und 
Dienstanschrift des Intendanten oder der sonstigen 
für Sendungen Verantwortlichen mitzuteilen. 

§ 14 

Beweissicherung 

(1) Von allen Fernsehsendungen, die das ZDF 
verbreitet, sind vollständige Ton- und Bildauf­
zeichnungen herzustellen und aufzubewahren. Bei 
der Sendung einer Aufzeichnung oder eines Films 
kann abweichend von Satz 1 die Aufzeichnung oder 
der Film aufbewahrt werden. Die Aufbewahrungs­
frist beträgt drei Monate. Wird innerhalb dieser 
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Frist eine Sendung beanstandet, so ist die Aufzeich­
nung oder der Film aufzubewahren, bis die Bean­
standung durch rechtskräftige gerichtliche Ent­
scheidung, durch gerichtlichen Vergleich oder auf 
andere Weise erledigt ist. 

(2) Wer schriftlich glaubhaft macht, in seinen 
Rechten betroffen zu sein, kann von dem ZDF Ein- . 
sicht in die Aufzeichnung nach Absatz 1 verlangen 
und hiervon auf eigene Kosten vom ZDF Mehrferti­
gungen herstellen lassen. 

(3) Soweit das ZDF Fernsehtext veranstaltet, 
stellt es in geeigneter Weise sicher,daß berechtigten 
Interessen Dritter auf Beweissicherung angemes­
sen Rechnung getragen wird. 

§ 15 

Eingaben, Beschwerden 

(1) Jedermann hat das Recht, sich mit Eingaben 
und Anregungen zum Programm an das ZDF zu 
wenden. 

(2) Das ZDF stellt sicher, daß Programmbe­
schwerden, in denen die Verletzung von Programm­
grundsätzen behauptet wird, innerhalb angemes­
sener Frist schriftlich beschieden werden. Das 
Nähere regelt die Satzung. 

IH. Abschnitt 

Datenschutz 

§ 16 

Geltung von Datenschutzvorschriften 

Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, 
sind für den Datenschutz beim ZDF die jeweils 
geltenden Vorschriften des Landesgesetzes zum 
Schutze des Bürgers bei der Verarbeitung perso­
nenbezogener Daten des Landes Rheinland-Pfalz 
anzuwenden. 

'§ 17 

Datenverarbeitung für journalistisch­
redaktionelle Zwecke 

(1) Soweit personenbezogene Daten durch das 
ZDF ausschließlich zu eigenen journalistisch­
redaktionellen Zwecken verarbeitet werden, gelten 
nur die für das Datengeheimnis und für die Daten­
sicherung maßgeblichen Vorschriften des Landes­
gesetzes zum Schutze des Bürgers bei der Verarbei­
tung personenbezogener Daten des Landes Rhein­
land-Pfalz in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Führt die journalistisch-redaktionelle Ver­
wendung personenbezogener Daten zur Verbrei­
tung von Gegendarstellungen des Betroffenen oder 
zu Verpflichtungserklärungen, Verfügungen oder 
Urteilen über die Unterlassung der Verbreitung 
oder über den Widerruf des Inhalts der Daten, so 
sind diese Gegendarstellungen, Unterlassungser­
klärungen oder Widerrufe zu den gespeicherten 
Daten zu nehmen und dort für dieselbe Zeitdauer 
aufzubewahren wie die Daten selbst sowie bei einer 
Übermittlung der Daten gemeinsam mit diesen zu 
übermitteln. 

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung in 
seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, kann 
der Betroffene Auskunft über die der Berichterstat­
tung zugrundeliegenden zu seiner Person gespei­
cherten Daten verlangen. Die Auskunft kann nach 
Abwägung der schutzwürdigen Interessen der 
Beteiligten verweigert werden, soweit 

1. aus den Daten auf Personen, die bei der Vorbe­
reitung, Herstellung oder Verbreitung von 
Rundfunksend ungen berufsmäßig j ournali­
stisch mitwirken oder mitgewirkt haben, ge­
schlossen werden kann, 

2. aus den Daten auf die Person des Einsenders 
oder des Gewährträgers von Beiträgen, Unter­
lagen und Mitteilungen für den redaktionellen 
T~il geschlossen werden kann, 

3. durch die Mitteilung der recherchierten oder 
sonst erlangten Daten die journalistische Auf­
gabe des ZDF durch Ausforschung des Informa­
tionsbestandes beeinträchtigt würde. 

Der Betroffene kann die Berichtigung unrichtiger 
Daten oder die Hinzufügung einer eigenen Darstel­
lung von angemessenem Umfang verlangen. 

§ 18 
Datenschutzbeauftragter 

(1) Das ZDF bestellt einen Beauftragen für den 
Datenschutz, der an die Stelle des Landesbeauftrag­
ten für den Datenschutz tritt. Die Bestellung erfolgt 
auf Vorschlag des Intendanten durch den Verwal­
tungsrat für die Dauer von vier Jahren. Eine Wieder­
bestellung ist zulässig. Das Amt des Beauftragten 

. für den Datenschutz kann neben anderen Aufgaben 
innerhalb des ZDF wahrgenommen werden. 

(2) Der Beauftrage für den Datenschutz ist in 
Ausübung seines Amtes unabhängig und nur dem 
Gesetz unterworfen. Er untersteht der Dienstauf­
sicht des Verwaltungsrates. 

(3) Der Beauftragte für den Datenschutz über­
wacht die Einhaltung der Datenschutzvorschriften 
dieses Staatsvertrages, des Landesgesetzes zum 
Schutze des Bürgers bei der Verarbeitung perso­
nenbezogener Daten des Landes Rheinland-Pfalz 
und anderer Vorschriften über den Datenschutz bei 
der gesamten Tätigkeit des ZDF. Dem Beauftragten 
für den Datenschutz ist dabei 

1. insbesondere Auskunft zu Fragen sowie Ein­
sicht in alle Unterlagen und Akten zu gewähren, 
die im Zusammenhang mit der Verarbeitung 
personenbezogener Daten stehen, namentlich in 
die gespeicherten Daten und die Datenverarbei­
tungsprogramme, 

2. jederzeit Zutritt zu allen Diensträumen zu ge-
währen. 

Gesetzliche GeheimhaI tungsvorschriften können 
einem Auskunfts- oder Einsichtsverlangen nicht 
entgegengehalten werden. 

(4) Über das Ergebnis der Überwachung unter­
richtet der Beauftragte für den Datenschutz den 
Intendanten. Damit kann er Vorschläge zur Verbes­
serung des Datenschutzes, insbesondere zur Beseiti­
gung von festgestellten Mängeln bei der Verarbei­
tung personenbezogener Daten, verbinden. Absatz 5 
bleibt unberührt. 
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(5) Stellt der Beauftrage für den Datenschutz 
Verstöße gegen Vorschriften über den Datenschutz 
oder sonstige Mängel bei der Verarbeitung personen­
bezogener Daten fest, so beanstandet er dies gegen­
über dem Intendanten und fordert ihn zur Stellung­
nahme innerhalb einer angemessenen Frist auf. 
Gleichzeitig unterrichtet er den Verwaltungsrat. 
Von einer Beanstandung kann abgesehen werden, 
wenn es sich um unerhebliche Mängel handelt oder 
wenn ihre unverzügliche Behebung sichergestellt ist. 

(6) Die vom Intendanten nach Absatz 5 Satz 1 
abzugebende Stellungnahme soll auch eine Dar­
stellung der Maßnahmen enthalten, die aufgrund 
der Beanstandung des Beauftragen für den Daten­
schutz getroffen worden sind. Der Intendant leitet 
dem Verwaltungsrat gleichzeitig eine Abschrift der 
Stellungnahme gegenüber dem Beauftragten für 
den Datenschutz zu. 

(7) Der Beauftragte für den Datenschutz erstat­
tet dem Verwaltungsrat alle 2 Jahre, erstmals zum 
1. Oktober 1992 , einen Bericht über seine Tätigkeit, 
der auch dem Landesbeauftragten für den Daten­
schutz für Rheinland-Pfalz zu übersenden ist. Wei­
tere Berichte im Einzelfall erstattet der Beauf­
tragte für den Datenschutz auf Anforderung des 
Verwal tungsra ts. 

(8) Jedermann hat das Recht, sich unmittelbar 
an den Beauftragten für den Datenschutz zu wen­
den, wenn er der Ansicht ist, bei der Verarbeitung 
seiner personenbezogenen Daten durch das ZDF in 
seinen schutzwürdigen Belangen verletzt zu sein. 

IV. Abschnitt 

Organisation, Finanzierung, Haushalt 

§ 19 

Organe 

Die Organe des ZDF sind 
1. der Fernsehrat, 
2. der Verwal tungsrat, 
3. der Intendant. 

§ 20 

Aufgaben des Fernsehrates 

(1) Der Fernsehrat hat die Aufgabe, für die Sen­
dungen des ZDF Richtlinien aufzustellen und den 
Intendanten in Programmfragen zu beraten. Er 
überwacht die Einhaltung der Richtlinien und der 
in den §§ 5,6,8 bis 11 und 15 dieses Staatsvertrages 
aufgestellten Grundsätze. 

(2) Der Fernsehrat beschließt über den vom Ver­
waltungsrat vorzulegenden Entwurf der Satzung; 
das gleiche gilt für Satzungsänderungen. Sofern 
der Fernsehrat Satzungs änderungen beabsichtigt, 
ist der Verwaltungsrat vorher zu hören. 

(3) Der Fernsehrat genehmigt den Haushalts­
plan. Das gleiche gilt für den Jahresabschluß und 
die Entlastung des Intendanten auf Vorschlag des 
Verwaltungsrates. Die Beteiligung an Programm­
vorhaben nach § 18 Abs. 4 Rundfunkstaatsvertrag 
bedarf der Zustimmung des Fernsehrates. 

§ 21 

Zusammensetzung des Fernsehrates 

(1) Der Fernsehrat besteht aus sieb.enundsiebzig 
Mitgliedern, nämlich 

a) je einem Vertreter der vertragschließenden Län­
der, der von der zuständigen Landesregierung 
entsandt wird, 

b) drei Vertretern des Bundes, die von der Bundes­
regierung entsandt werden, 

c) zwölf Vertretern der Parteien entsprechend 
ihrem Stärkeverhältnis im Bundestag, die von 
ihrem Parteivors.tand entsandt werden, 

d) zwei von der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land entsandten Vertretern, 

e) zwei von der Katholischen Kirche entsandten 
Vertretern, 

f) einem vom Zentralrat der Juden in Deutsch­
land entsandten Vertreter, 

g) je einem Vertreter des Deutschen Gewerk­
schaftsbundes, der Deutschen Angestellten­
Gewerkschaft und des Deutschen Beamten­
bundes, 

. h) zwei Vertretern der Bundesvereinigung Deut­
scher Arbeitgeberverbände, einem Vertreter des 
Deutschen Industrie- und Handelstages, einem 
Vertreter des Zentralausschusses der Deut­
schen Landwirtschaft und einem Verteter des 
Zentral verbandes des Deutschen Handwerks, 

i) zwei Vertretern des Bundesverbandes Deut­
scher Zeitungsverleger, 

j) je ein.em Vertreter des Deutschen Journalisten­
verbandes e. V. und der Industriegewerkschaft 
Medien, Druck und Papier, Publizistik und 
Kunst, 

k) vier Vertretern der Freien Wohlfahrtsverbände, 
und zwar je einem des Diakonischen Werkes der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, des 
Deutschen Caritasverbandes e. v., des Deut­
schen Roten Kreuzes und des Hauptausschus­
ses der Deutschen Arbeiterwohlfahrt e. v., 

1) je einem Vertreter des Deutschen Städtetages, 
des Deutschen Städte- und Gemeindebundes 
und des Deutschen Landkreistages, 

m) einem Vertreter des Deutschen Sportbundes, 

n) einem Vertreter der Europaunion Deutschland 
e. v., 

0) je einem Vertreter des Bundes für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland e. V. und des Natur­
schutzbundes Deutschland, 

p) einem Vertreter des Bundes der Vertriebenen, 

q) einem Vertreter der Vereinigung der Opfer des 
Stalinismus, .... 

r) sechzehn Vertretern aus den Bereichen des 
Erziehungs- und Bildungswesens, der Wissen­
schaft, der Kunst, der Kultur, der Filmwirt­
schaft, der Freien Berufe, der Familienarbeit, 
des Kinderschutzes, der Jugendarbeit, des Ver­
braucherschutzes und des Tierschutzes. 
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(2) Mitglieder des Personalrats nehmen an den 
Sitzungen des Fernsehrats teil und können zu Fra­
gen, die nicht den Programmbereich betreffen, 
gehört werden. 

(3) Die unter Absatz 1 Buchst. g) bis q) aufge­
führten Vertreter werden auf Vorschlag der dort 
bezeichneten Verbände und Organisationen durch 
die Ministerpräsidenten berufen. Die Verbände 
und Organisationen haben in ihre Vorschläge die 
dreifache Zahl der auf sie entfallenden Vertreter 
aufzunehmen. Der Vorsitzende der Ministerpräsi­
dentenkonferenz bestimmt, bis zu welchem Zeit­
punkt die Vorschlagsliste einzureichen ist . 

(4) Die unter Absatz 1 Buchst. r) aufgeführten 
Vertreter werden von den Ministerpräsidenten aus 
den Angehörigen der dort aufgeführten Bereiche 
berufen. 

(5) Bei den Entscheidungen nach Absatz 3 sollen 
Frauen angemessen berücksichtigt werden. Soweit 
dem Fernsehrat mindestens zwei Vertreter einer 
Organisation oder eines Verbandes angehören, soll . 
jeweils auch eine Frau in den Fernsehrat berufen 
werden. Sätze 1 und 2 gelten für die Entsendung 
von Vertretern nach Absatz 1 Buchst. b) und c) ent­
sprechend. 

(6) Die Ministerpräsidenten werden sich bemü­
hen, die Berufungen nach Absatz 3 und 4 möglichst 
einmütig vorzunehmen. 

(7) Die Berufenen haben dem Vorsitzenden der 
Ministerpräsidentenkonferenz binnen 14 Tagen 
nach Zugang der Mitteilung über die Berufung zu 
erklären, ob sie die Berufung annehmen. Die Amts­
zeit der Mitglieder des Fernsehrates beginnt mit 
dessen erstem Zusammentritt. 

(8) Solange und soweit von dem Entsendungs­
und Vorschlagsrecht kein Gebrauch gemacht wird, 
verringert sich die Zahl der Mitglieder entspre­
chend. Die unter Absatz 1 Buchst. c) bis r) aufge­
führten Vertreter dürfen nicht Mitglieder einer 
Landesregierung oder der Bundesregierung sein. 

(9) Die Mitglieder des Fernsehrates sind an Wei­
sungen nicht gebunden. Sie dürfen weder für die 
Anstalt noch für eine andere Rundfunkanstalt oder 
einen Zusammenschluß von Rundfunkanstalten 
gegen Entgelt tätig sein. Dies gilt nicht für eine 
gelegentliche nichtständige Vortragstätigkeit. Die 
Mitglieder des Fernsehrates dürfen keine wirt­
schaftlichen oder sonstigen Interessen haben, die 
geeignet sind, die Erfüllung ihrer Aufgabe als Mit­
glieder des Fernsehrates zu gefährden. Tritt eine 
solche Interessenkollision ein, so scheidet das Mit­
glied aus dem Fernsehrat aus. 

(10) Die Amtszeit der Mitglieder des Fernsehrates 
beträgt vier Jahre. Die unter Absatz 1 Buchst. a) bis 
f) genannten Mitglieder können von den entsen­
dungsberechtigten Stellen abberufen werden. Schei­
det ein Mitglied aus, so ist nach den für die Beru­
fung des ausgeschiedenen Mitglieds geltenden Vor­
schriften ein Nachfolger für den Rest der Amtszeit 
zu berufen. 

§ 22 

Verfahren des Fernsehrates 

(1) Der Fernsehrat ist beschlußfähig, wenn min­
destens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 
Er faßt seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen, soweit nicht dieser Staats­
vertrag anderes bestimmt. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden mit Aus­
nahme der Beschlüsse nach § 20 Abs. 2. 

(2) Der Fernsehrat wählt aus seiner Mitte den 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter in geheimer 
Wahl. Er gibt sich eine Geschäftsordnung, in der 
auch die Bildung von Ausschüssen vorgesehen wer­
den kann. 

(3) Der Fernsehrat tritt mindestens alle drei 
Monate zu einer ordentlichen Sitzung zusammen. 
Auf Antrag von einem Fünftel seiner Mitglieder 
oder des Intendanten muß er zu einer außerordent­
lichen Sitzung zusammentreten. Die Einladungen 
ergehen durch den Vorsitzenden. 

(4) Der Intendant nimmt an den Sitzungen des 
Fernsehrates teil. Ihm soll von dem Termin einer 
Sitzung rechtzeitig Kenntnis gegeben werden. Er 
ist auf seinen Wunsch zu hören. 

§ 23 

Aufgaben des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat beschließt über den 
Dienstvertrag mit dem Intendanten. Der Vorsit­
zende des Verwaltungsrates vertritt das ZDF beim 
Abschluß des Dienstvertrages und beim Abschluß 
sonstiger Rechtsgeschäfte mit dem Intendanten 
sowie bei Rechtsstreitigkeiten zwischen dem ZDF 
und dem Intendanten. 

(2) Der Verwaltungsrat überwacht die Tätigkeit 
des Intendanten. . 

(3) Der Verwaltungsrat legt dem Fernsehrat den 
Entwurf der Satzung des ZDF vor. Er hat das 
Recht , Änderungen der Satzung vorzuschlagen. 

(4) Der Verwaltungsrat beschließt über den vom 
Intendanten entworfenen Haushaltsplan, der dem 
Fernsehrat gemäß § 20 zur Genehmigung zuzulei­
ten ist. Das gleiche gilt für den Jahresabschluß . 

§ 24 

Zusammensetzung des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus vierzehn 
Mitgliedern, nämlich 

a) fünf Vertretern der Länder, darunter einem Ver­
treter des Sitzlandes des ZDF, die von den 
Ministerpräsidenten gemeinsam berufen wer­
den; die Ministerpräsidenten werden sich be­
mühen, die Berufungen einmütig vorzunehmen; 

b) acht weiteren Mitgliedern, die vom Fernsehrat 
mit einer Mehrheit von drei Fünftein seiner 
gesetzlichen Mitglieder gewählt werden; diese 
dürfen weder einer Regierung noch einer ge­
setzgebenden Körperschaft angehören; wähl­
bar sind auch die Mitglieder des Fernsehrates ; 

c) einem Vertreter des Bundes, der von der Bun­
desregierung berufen wird. 
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(2) Mitglieder des Fernsehrates scheiden mit 
ihrer Berufung oder der Annahme ihrer Wahl in 
den Verwaltungsrat aus dem Fernsehrat aus. 

(3) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt fünf 
Jahre. § 21 Abs. 10 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(4) Solange und soweit von dem Recht der Ent­
sendung kein Gebrauch gemacht wird, verringert 
sich die Zahl der Mitglieder entsprechend. 

(5) § 21 Abs. 9 gilt für die Mitglieder des Verwal­
tungsrates entsprechend. 

§ 25 

Verfahren des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat wählt in geheimer Wahl 
aus seiner Mitte den Vorsitzenden und dessen Stell­
vertreter mit der Mehrheit der Stimmen der gesetzli­
chen Mitglieder. Er gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(2) Der Verwaltungsrat ist beschlußfähig, wenn 
mehr als die Hälfte seiner gesetzlichen Mitglieder 
anwesend ist. Er faßt seine Beschlüsse mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Beschlüsse 
gemäß §§ 23 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4,.26 Abs. 3 und § 27 
Abs. 2 bedürfen der Mehrheit von drei Fünf teIn der 
Stimmen der gesetzlichen Mitglieder. 

(3) Der Vorsitzende beruft den Verwaltungsrat 
ein. Auf Antrag von drei Mitgliedern muß er ihn 
einberufen. 

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrates können 
an den Sitzungen des Fernsehrates teilnehmen. Sie 
haben das Recht, sich zu den Punkten der Tagesord­
nung zu äußern. 

§ 26 

Wahl und Amtszeit 
des Intendanten 

(1) Der Intendant wird vom Fernsehrat auf die 
Dauer von fünf Jahren in geheimer Wahl gewählt. 
Für die Wahl sind mindestens drei Fünftel der 
Stimmen der gesetzlichen Mitglieder erforderlich. 
Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Aufgaben des Intendanten darf nur wahr­
nehmen, wer 

a) seinen ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland 
hat, 

b) unbeschränkt geschäftsfähig ist, 

c) unbeschränkt strafrechtlich verfolgt werden 
kann, 

d) die Fähigkeit besitzt, öffentliche Ämter zu be­
kleiden und die Rechte aus öffentlichen Wahlen 
zu erlangen sowie 

e) Grundrechte nicht verwirkt hat. 

(3) Der Verwaltungsrat kann den Intendanten 
mit Zustimmung des Fernsehrates entlassen; der 
Beschluß des Fernsehrats bedarf der Mehrheit von 
drei FünfteIn der Stimmen der gesetzlichen Mit­
glieder. Der Intendant ist vor der Beschlußfassung 
zu hören. Mit der Entlassung scheidet der Inten­
dant aus seiner Stellung aus; die Bezüge sind ihm 
für die Dauer der Wahlzeit weiterzugewähren. 

§ 27 

Der Intendant 

(1) Der Intendant vertritt das ZDF gerichtlich 
und außergerichtlich. Er ist für die gesamten Ge­
schäfte des ZDF einschließlich der Gestaltung der 
Programme verantwortlich. 

(2) Der Intendant beruft im Einvernehmen mit 
dem Verwaltungsrat 

a) den Programmdirektor, 
b) den Chefredakteur, 
c) den Verwaltungsdirektor 
und aus deren Mitte einen Vertreter für den Fall sei­
ner Abwesenheit. 

§ 28 

Zustimmungspflichtige Rechtsgeschäfte 
des Intendanten 

Der Intendant bedarf der Zustimmung des Ver­
waltungsrates zu folgenden Rechtsgeschäften: 

1. Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grund­
stücken, 

2. Erwerb und Veräußerung von Unternehmungen 
und Beteiligungen an ihnen, 

3. Aufnahme von Anleihen und Inanspruchnahme 
von Krediten, 

4. Übernahme einer fremden Verbindlichkeit, 
einer Bürgschaft oder einer Garantie, 

5. Abschluß von Tarifverträgen, 

6. Abschluß von Anstellungsverträgen mit leiten­
den Angestellten nach näherer Bestimmung der 
Satzung mit Ausnahme der Bestimmung der­
jenigen leitenden Angestellten, die ausschließ­
lich mit künstlerischen Aufgaben betraut sind, 

7. Übernahme einer sonstigen Verpflichtung im 
Wert von mehr als 500000,- DM, außer bei Ver­
trägen über Herstellung oder Lieferung von Pro­
grammteilen. 

§ 29 

Finanzierung 

(1) Das ZDF erhält 30 vom Hundert der in den 
Ländern anfallenden Fernsehgebühr. Die Minister­
präsidenten sind ermächtigt, die Höhe des Gebüh­
renanteils durch Vereinbarung neu zu regeln. Die 
Vereinbarung gilt als zustandegekommen, wenn elf 
Länder zustimmen. 

(2) Im übrigen deckt das ZDF seine Ausgaben 
durch Einnahmen aus Werbung und sonstige Ein­
nahmen. 

(3) Soweit das ZDF nach Abzug der e.igenen Aus­
gaben und notwendigen Rücklagen Uberschüsse 
erzielt, fließen Beträge in entsprechender Höhe aus 
den Einnahmen nach Absatz 2 den Ländern im Ver­
hältnis der jeweiligen Fernsehteilnehmerzahl zur 
Verwendung für kulturelle Zwecke zu. 
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§ 30 

Ha ushal tswirtschaft 

(1) Das ZDF ist in seiner Haushaltswirtschaft 
selbständig, soweit dieser Staatsvertrag nichts 
anderes bestimmt oder zuläßt. 

(2) Die Haushaltswirtschaft richtet sich nach 
der Finanzordnung, die der Verwaltungsrat erläßt. 
Der Haushalt ist nach de.n Grundsätzen der Spar­
samkeit und der Wirtschaftlichkeit aufzustellen. 

(3) Die Haushalts- und. Wirschaftsführung un­
terliegt der Prüfung durch den Rechnungshof des 
Sitzlandes. Die Prüfungsberichte sind dem Inten­
danten, dem Vorsitzenden des Verwaltungsrates, 
dem Vorsitzenden des Fernsehrates und den Lan­
desregierungen zuzuleiten. 

§ 31 

Rechtsaufsicht 

(1) Die Landesregierungen wachen über die ord­
nungsgemäße Durchführung der Bestimmungen 
dieses Staatsvertrages , des Rundfunkstaatsvertra­
ges und über die Beachtung der allgemeinen 
Rechtsvorschriften. Sie üben diese Befugnis durch 
eine Landesregierung in zweijährigem Wechsel 
aus; der Wechsel richtet sich nach der alphabeti­
schen Reihenfolge der Länder. Die rechtsaufsichts­
führende Landesregierung ist jeweils zugleich zu­
ständige Behörde nach § 8 Abs. 1 Satz 1 des Rund­
funkstaa tsvertrages. 

(2) Rechtsaufsichtliche Maßnahmen sind erst 
zulässig, wenn die zuständigen Organe des ZDF die 
ihnen obliegenden Pflichten in angemessener Frist 
nicht oder nicht hinreichend erfüllen. Die rechts­
aufsichtsführende Landesregierung ist berechtigt, 
dem ZDF im Einzelfall eine angemessene Frist zur 
Wahrnehmung seiner Pflichten zu setzen. 

§ 32 

Konkursunfähigkei t 

Eine Konkursfähigkeit des ZDF besteht nicht. 

V. Abschnitt 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 33 

Konstituierung des 
Fernsehrates und des Verwaltungsrates, 

Rechtsaufsicht 

(1) Die laufende Amtsperiode des Fernsehrates 
endet am 31. März 1992. Die laufende Amtsperiode 
des Verwaltungsrates endet am 30. Juni 1992. Bis zu 
diesen Zeitpunkten sind Fernsehrat und Verwal­
tungsrat nach den Vorschriften dieses Staatsvertra­
ges neu zu bilden. 

(2) Bis zur Konstituierung des Fernsehrates und 
Verwaltungsrates bleiben der bisherige Fernsehrat 
und bisherige Verwaltungsrat geschäftsführend im 
Amt. 

(3) Die Ausübung der Rechtsaufsicht nach § 31 
Abs. 1 Satz 2 liegt zuerst bei der Landesregierung 
des Landes , das die Rechtsaufsicht vor Inkrafttreten 
dieses Staatsvertrages ausübt. 

§ 34 

Kündigung 

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte 
Zei t . Er kann von jedem der Beteiligten zum Schluß 
des Kalenderjahres mit einer Frist von zwei Jahren 
gekündigt werden, erstmalig zum 31 Dezember 
1998 . Die Kündigung ist gegenüber dem Vorsitzen­
den der Ministerpräsidentenkonferenz schriftlich 
zu erklären. Die Kündigung eines Beteiligten läßt 
das Vertragsverhältnis der übrigen Beteiligten zu­
einander unberührt, jedoch kann jeder der übrigen 
Beteiligten den Vertrag binnen einer Frist von drei 
Monaten nach Eingang der Kündigungserklärung 
zu demselben Zeitpunkt kündigen. 

(2) Wird der Rundfunkstaatsvertrag nach sei­
nem § 37 Abs.1 gekündigt, gelten die auf das ZDF 
anwendbaren Vorschriften des Rundfunkstaatsver­
trages für das ZDF fort , mit Ausnahme des § 15 
Abs.1 und 2. Im Falle einer Kündigung einzelner 
Vorschriften des Rundfunkstaatsvertrages nach 
seinem § 37 Abs. 3 finden die gekündigten Vor­
schriften auf das ZDF keine Anwendung. 

Artikel 4 

Rundfunkgebührenstaatsvertrag 

Inhaltsverzeichnis 

§ 1 Rund funkempfangsgeräte, Rundfunkteilnehmer 

§ 2 Rund funkgebühr 

§ 3 Anzeigepflicht 

§ 4 Beginn und Ende der Gebührenpflicht , Zahlungsweise, 
Auskunftsrecht 

§ 5 Zweitgeräte, gebührenfreie Gerä te 

§ 6 Gebührenbefreiung 

§ 7 Gebührengläubiger, Schicksehuld , Erstattung, Vollstreckung 

§ 8 Vera rbei tung personenbezogener Daten im Auftrag, Daten-
übermittlung 

§ 9 Ordnungswidrigkeiten 

§ 10 'Ü bergangsregelung 

§ 11 Vertragsdauer, Kündigung 

§ 1 

Rundfunkempfangsgeräte, 
Rundfunkteilnehmer 

(1) Rundfunkempfangsgeräte im Sinne dieses 
Staatsvertrages sind technische Einrichtungen, die 
zur drahtlosen oder drahtgebundenen, nicht zeit­
versetzten Hör- oder Sichtbarmachung oder Auf­
zeichnung von Rundfunkdarbietungen (Hörfunk 
und Fernsehen) geeignet sind. Rundfunkempfangs­
geräte sind auch Lautsprecher, Bildwiedergabe-
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geräte und ähnliche technische Einrichtungen als 
gesonderte Hör- oder Sehstellen. Mehrere Geräte 
gelten dann als ein einziges Rundfunkempfangs­
gerät, wenn sie zur Verbesserung oder Verstärkung 
des Empfangs einander zugeordnet sind und damit 
eine einheitliche Hör- oder Sehstelle bilden. 

(2) Rundfunkteilnehmer ist, wer ein Rundfunk­
empfangsgerät zum Empfang bereithält. Ein Rund­
funkempfangsgerät wird zum Empfang bereitge­
halten, wenn damit ohne besonderen zusätzlichen 
technischen Aufwand Rundfunkdarbietungen, 
unabhängig von Art, Umfang und Anzahl der emp­
fangbaren Programme, unverschlüsselt oder ver­
schlüsselt, empfangen werden können. 

(3) Für das in ein Kraftfahrzeug eingebaute 
Rundfunkempfangsgerät gilt derjenige als Rund­
funkteilnehmer, für den das Kraftfahrzeug zuge­
lassen ist. Ist das Kraftfahrzeug nicht zugelassen, 
gilt der Halter des Kraftfahrzeugs als Rundfunk­
teilnehmer. 

§ 2 

Rundfunkgebühr 

(1) Die Rundfunkgebühr besteht aus der Grund­
gebühr und der Fernsehgebühr. Ihre Höhe wird 
durch den Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag 
festgesetzt. 

(2) Jeder Rundfunkteilnehmer hat vorbehaltlich 
der Regelung des § 5 für jedes von ihm zum Emp­
fang bereitgehaltene Rundfunkempfangsgerät eine 
Grundgebühr und für das Bereithalten jedes Fern­
sehgerätes jeweils zusätzlich eine Fernsehgebühr 
zu entrichten. Wenn hiernach Grundgebühren für 
Hörfunkgeräte zu entrichten sind, sind weitere 
Grundgebühren für Fernsehgeräte nur zu entrich­
ten, soweit die Zahl der von einem Rundfunkteil­
nehmer bereitgehaltenen Fernsehgeräte die Zahl 
der Hörfunkgeräte übersteigt. 

(3) Im Falle der gewerblichen Vermietung eines 
Rundfunkempfangsgerätes sind die Rundfunk­
gebühren bei einer Vermietung für einen Zeitraum 
bis zu drei Monaten nicht vom Mieter, sondern vom 
Vermieter zu zahlen; wird das Gerät mehrmals'ver­
mietet, so sind für den Zeitraum von drei Monaten 
die Rundfunkgebühren nur einmal zu zahlen. 

§ 3 

Anzeigepflicht 

(1) Beginn und Ende des Bereithaltens eines 
Rundfunkempfangsgerätes zum Empfang sind 
unverzüglich der Landesrundfunkanstalt anzuzei­
gen, in deren Anstaltsbereich der Rundfunkteil­
nehmer wohnt, sich ständig aufhält oder ständig 
ein Rundfunkempfangsgerät zum Empfang bereit­
hält; entsprechendes gilt für einen Wohnungswech­
sel. In den Fällen des § 5 Abs. 1 und 3 bis 6 besteht 
keine Anzeigepflicht. 

(2) Bei der Anzeige hat der Rundfunkteilnehmer 
. der Landesrundfunkanstalt folgende Daten mitzu­
teilen und auf Verlangen nachzuweisen: 

l. Vor- und Familienname, sowie früherer Name, 
unter dem ein Rundfunkempfangsgerät ange­
meldet wurde, 

2. Geburtsdatum, 

3. Name und Anschrift des gesetzlichen Vertreters, 

4. gegenwärtige Anschrift sowie letzte Anschrift, 
unter der ein Rundfunkempfangsgerät angemel­
det wurde, 

5. Zugehörigkeit zu einer der in § 5 genannten 
Branchen, 

6. Beginn und Ende des Bereithaltens von Rund­
funkempfangsgerä ten, 

7. Art, Zahl, Nutzungsart und Standort der Rund­
funkempfangsgeräte, 

8. Rundfunkteilnehmernummer und 

9. Grund der Abmeldung (Haushaltsauflösung 
oder sonstige Ereignisse). 

(3) Die Landesrundfunkanstalt darf die in Ab­
satz'2 genannten Daten nur für die ihr im Rahmen 
des Rundfunkgebühreneinzugs obliegenden Auf­
gaben verarbeiten und nutzen. Werden erstmals die 
Daten in einer automatisierten Datei gespeichert, 
ist der Rundfunkteilnehmer nach Maßgabe des 
jeweiligen Landesrechts darauf hinzuweisen: 

(4) Jede Landesrundfunkanstalt kann für ihren 
Anstaltsbereich eine andere Stelle mit der Entge- . 
gennahme der Anzeige beauftragen; diese Stelle ist 
in den amtlichen Verkündungsblättern der Länder 
öffentlich bekanntzumachen. 

§4 

Beginn und Ende der Gebührenpflicht, 
Zahlungsweise, Auskunftsrecht 

(1) Die Rundfunkgebührenpflicht beginnt mit 
dem ersten Tag des Monats, in dem ein Rundfunk­
empfangsgerät zum Empfang bereitgehalten wird. 

(2) Die Rundfunkgebührenpflicht endet mit 
Ablauf des Monats, in dem das Bereithalten eines 
Rundfunkempfangsgerätes endet, jedoch nicht vor 
Ablauf des Monats, in dem dies der Landesrund­
funkanstalt angezeigt worden ist. 

(3) Die Rundfunkgebühren sind in der Mitte 
eines Dreimonatszeitraums für jeweils drei Monate 
zu leisten. 

(4) Der Anspruch auf Rundfunkgebühren ver­
jährt in vier Jahren. 

(5) Die zuständige Landesrundfunkanstalt kann 
vom Rundfunkteilnehmer oder von Personen, bei 
denen tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, daß sie 
ein Rundfunkempfangsgerät zum Empfang bereit­
halten und dies nicht oder nicht umfassend nach § 3 
Abs.1 und 2 angezeigt haben, Auskunft über die­
jenigen Tatsachen verlangen, die Grund, Höhe und 
Zeitraum ihrer Gebührenpflicht betreffen. Die 
Auskunft kann auch von Personen verlangt werden, 
die mit den in Satz 1 genannten Personen in häus­
licher Gemeinschaft leben. Die Landesrundfunk­
anstalt kann dabei neben den in § 3 Abs. 2 genannten 
Daten im Einzelfall weitere Daten erheben, soweit 
dies nach Satz 1 erforderlich ist; § 3 Abs. 3 Satz 1 gilt 
entsprechend. Der Anspruch auf Auskunft kann im 
Verwaltungszwangsverfahren durchgesetzt werden. 
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(6) Über Personen, bei denen tatsächliche An­
haltspunkte vorliegen, daß sie ein Rundfunkemp­
fangsgerät zum Empfang bereithalten und dies 
nicht oder nicht umfassend nach § 3 angezeigt 
haben, dürfen die Landesrundfunkanstalten auch 
Auskünfte bei den Meldebehörden einholen, soweit 
dies zur Überwachung der Rundfunkgebühren­
pflicht erforderlich ist und die Erhebung der Daten 
beim Betroffenen nicht möglich ist oder einen 
unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde. 
Besondere melderec~.tliche Regelungen des Lan­
desrechts, die eine Ubermittlung von Daten an 
Landesrundfunkanstalten oder die aufgrund des 
§ 8 Abs. 2 Satz 1 von ihnen beauftrage Stelle zulas­
sen, bleiben unberührt. 

(7) Die Landesrundfunkanstalten werden er­
mächtigt, Einzelheiten des Anzeigeverfahrens und 
des Verfahrens zur Leistung der Rundfunkgebüh­
ren einschließlich von Nachlässen bei längerfristi­
ger Vorauszahlung und von Säumniszuschlägen 
durch Satzung zu regeln. Die Satzungen sollen 
übereinstimmen; sie bedürfen der Genehmigung 
der Landesregierung und sind in den amtlichen 
Verkündungsblättern der Länder zu veröffent­
lichen. 

§ 5 

Zweitgeräte, gebührenfreie Geräte 

(1) Eine Rundfunkgebühr ist nicht zu leisten für 
weitere Rundfunkempfangsgeräte (Zweitgeräte), 
die von einer natürlichen Person oder ihrem Ehe­
gatten 

1. in ihrer Wohnung oder ihrem Kraftfahrzeug zum 
Empfang bereitgehalten werden, wobei für 
Rundfunkempfangsgeräte in mehreren Woh­
nungen für jede Wohnung eine Rundfunkgebühr 
zu entrichten ist; 

2. als der allgemeinen Zweckbestimmung nach 
tragbare Rundfunkempfangsgeräte vorüber­
gehend außerhalb ihrer Wohnung oder vorüber­
gehend außerhalb ihres Kraftfahrzeuges zum 
Empfang bereitgehalten werden. 

Eine Rundfunkgebührenpflicht im Rahmen des 
Satzes 1 besteht auch nicht für weitere Rundfunk­
empfangsgeräte, die von Personen zum Empfang' 
bereitgehalten werden, welche mit dem Rundfunk­
teilnehmer in häuslicher Gemeinschaft leben und 
deren Einkommen den einfachen Sozialhilferegel­
satz nicht übersteigt. 

(2) Die Gebührenfreiheit nach Absatz 1 Satz 1 
gilt nicht für Zweitgeräte in solchen Räumen oder 
Kraftfahrzeugen, die zu gewerblichen Zwecken 
oder zu einer anderen selbständigen Erwerbstätig­
keit des Rundfunkteilnehmers oder eines Dritten 
genutzt werden. Auf den Umfang der Nutzung der 
Rundfunkempfangsgeräte , der Räume oder der 
Kraftfahrzeuge zu den in Satz 1 genannten Zwecken 
kommt es nicht an. 

(3) Unternehmen, die sich gewerbsmäßig mit der 
Herstellung, dem Verkauf, dem Einbau oder der 
Reparatur von Rundfunkempfangsgeräten befas­
sen, sind berechtigt, bei Zahlung der Rundfunkge­
bühren für ein Rundfunkempfangsgerät weitere 
entsprechende Geräte für Prüf- und Vorführ­
zwecke auf ein und demselben Grundstück oder 

zusammenhängenden Grundstücken gebührenfrei 
zum Empfang bereitzuhalten. Außerhalb der Ge­
schäftsräume können Rundfunkempfangsgeräte 
von diesen Unternehmen gebührenfrei nur bis zur 
Dauer einer Woche zu Vorführzwecken bei Dritten 
zum Empfang bereitgehalten werden. 

(4) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal­
ten und die Landesmedienanstalten sind von der 
Rundfunkgebührenpflicht befreit. 

(5) Der Bundesminister für Post und Telekom­
munikation und die Deutsche Bundespost Telekom 
sind von der Rundfunkgebührenpflicht für ihre 
Dienstgeräte befreit , soweit sie diese im Zusam­
menhang mit ihren hoheitlichen Aufgaben bei der 
Verbreitung von Rundfunk zum Empfang bereit­
halten. 

(6) Rundfunkteilnehmer, die aufgrund Artikel 2 
des Gesetzes vom 6. August 1964 zu dem Wiener 
Übereinkommen vom 18. April 1961 über diploma­
tische Beziehungen (BGBl1964 II S . 957) oder ent­
sprechender Rechtsvorschriften Vorrechte genie­
ßen, sind von der Rundfunkgebührenpflicht befreit. 

(7) Private Rundfunkveranstalter oder -anbieter 
werden auf Antrag von der Rundfunkgebühren­
pflicht für Rundfunkempfangsgeräte befreit, die 
sie für betriebliche, insbesondere studio- und über­
wachungstechnische Zwecke zum Empfang bereit­
halten. Für das Verfahren gelten die Rechtsverord­
nungen über die Befreiung von der Rundfunkge­
bührenpflicht nach § 6 Abs. 1 entsprechend. 

§6 

Gebührenbefreiung 

(1) Die Landesregierungen können durch Rechts­
verordnung die Voraussetzungen für die Befreiung 
von der Rundfunkgebührenpflicht oder für eine Er­
mäßigung der Rundfunkgebühr in folgenden Fäl­
len bestimmen: 

1. Aus sozialen Gründen oder aus Billigkeitsgrün­
den für Rundfunkempfangsgeräte von natür­
lichen Personen im ausschließlich privaten 
Bereich; 

2. für das Bereithalten von Rundfunkempfangsge­
räten in Unternehmen, Betrieben oder Anstal­
ten, insbesondere Krankenhäusern und Heimen. 
Voraussetzung für die Befreiung ist, daß die 
Rundfunkempfangsgeräte von dem jeweiligen 
Rechtsträger des Betriebs oder der Einrichtung 
bereitgehalten werden, und der Rechtsträger 
gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken im 
Sinne der §§ 51 bis 68 der Abgabenordnung 
dient. Das gleiche gilt , wenn bei dem Betrieb 
oder der Einrichtung eines Rechtsträgers diese 
Voraussetzungen vorliegen. Bei Krankenhäu­
sern, Altenwohnheimen, Altenheimen und AI­
tenpflegeheimen genügt es, wenn diese Einrich­
tungen nach § 3 Nr. 20 des Gewerbesteuergeset­
zes von der Gewerbesteuer befreit sind ; 

3. für allgemein- und berufsbildende Schulen. 

(2) Die Rechtsverordnungen sollen überein­
stimmen. 

(3) Eine Befreiung von der Rundfunkgebühren­
pflicht wird nur auf Antrag und befristet gewährt. 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 27/1991 475 

(4) Entscheidet nicht die Landesrundfunkan­
stalt über den Antrag auf Gebührenbefreiung, ist 
durch Rechtsverordnung auch zu bestimmen, wel­
che personenbezogenen Daten die für die Entschei­
dung zuständige Stelle an die Landesrundfunk­
anstalt zu übermitteln hat. 

§ 7 

Gebührengläubiger, Schickschuld, 
Erstattung, Vollstreckung 

(1) Das Aufkommen aus der Grundgebühr steht 
der Landesrundfunkanstalt und in dem im Rund­
funkfinanzierungsstaatsvertrag bestimmten Um­
fang der Landesmedienanstalt zu, in deren Bereich 
das Rundfunkempfangsgerät zum Empfang bereit­
gehalten wird. 

(2) Das Aufkommen aus der Fernsehgebühr 
steht der Landesrundfunkanstalt und in dem im 
Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag bestimmten 
Umfang der Landesmedienanstalt , in deren Bereich 
das Fernsehempfangsgerät zum Empfang bereitge­
halten wird, sowie dem Zweiten Deutschen Fern­
sehen (ZDF) zu. Der Anteil des ZDF nach § 29 des 
ZDF-Staatsvertrages errechnet sich aus dem Auf­
kommen aus der Fernsehgebühr nach Abzug der 
Anteile der Landesmedienanstalten. 

(3) Die Rundfunkgebühren sind an die zustän­
dige Landesrundfunkanstalt als Schickschuld zu 
entrichten. Die Landesrundfunkanstalten können 
andere Stellen mit der Einziehung beauftragen; 
diese Stellen sind in den ämtlichen Verkündungs­
blättern der Länder öffentlich bekanntzumachen. 
Die Landesrundfunkanstalten oder die von ihnen 
beauftragten Stellen führen die Anteile, die dem 
ZDF und den Landesmedienanstalten zustehen, an 
diese ab. Die Kosten des Gebühreneinzugs tragen 
die Landesrundfunkanstalten, das ZDF und die 
Landesmedienanstalten entsprechend ihren Antei­
len. 

(4) Soweit Rundfunkgebühren ohne rechtlichen 
Grund entrichtet wurden, kann derjenige, auf des­
sen Rechnung die Zahlung bewirkt worden ist, von 
der zuständigen Landesrundfunkanstalt die Erstat­
tung des entrichteten Betrages fordern. Der Erstat­
tungsanspruch verjährt mit dem Ende des vierten 
Jahres, das auf das Jahr folgt, in dem der Anspruch 
entstanden ist. Das ZDF und die Landesmedien­
anstalten haben die auf sie entfallenden Anteile des 
Erstattungsbetrages an die zuständigen Landes­
rundfunkanstalten abzuführen. 

(5) Die Rundfunkgebührenschuld wird durch 
die nach Absatz 1 zuständige Landesrundfunk­
anstalt festgesetzt. Bescheide über rückständige 
Rundfunkgebühren können anstelle der nach Ab­
satz 1 zuständigen Landesrundfunkanstalt auch 
von der Landesrundfunkanstalt im eigenen Namen 
erlassen werden, in deren Anstaltsbereich der 
Rundfunkteilnehmer zur Zeit des Erlasses des Be­
scheides wohnt, sich ständig aufhält oder ständig 
ein Rundfunkempfangsgerät zum Empfang bereit­
hält. 

(6) Bescheide über rückständige Rundfunk­
gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren 
vollstreckt. Ersuchen um Vollstreckungshilfe gegen 
Gebührenschuldner, die in anderen Ländern ihren 

Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt haben, können 
von der Landesrundfunkanstalt, an die die Gebühr 
zu entrichten is.t, unmittelbar an die für den Wohn­
sitz oder ständigen Aufenthalt zuständige Voll­
streckungsbehörde gerichtet werden. 

§ 8 

Verarbeitung personenbe­
zogener Daten im Auftrag, 

Datenübermittlung 

(1) Beauftragen die Landesrundfunkanstalten 
Dritte mit der Ermittlung von Personen, die der 
Anzeigepflicht nach § 3 nicht nachgekommen sind, 
und mit der Erhebung der dafür erforderlichen 
Daten, gelten die für die Datenverarbeitung im 
Auftrag anwendbaren Bestimmungen. 

(2) Beauftragen die Landesrundfunkanstalten 
eine andere Stelle mit der Einziehung der Rund­
funkgebühren, verarbeitet diese für die Landes­
rundfunkanstalten als Auftragnehmer die beim 
Gebühreneinzug anfallenden personenbezogenen 
Daten. Bei dieser Stelle ist unbeschadet der Zu­
ständigkeit des nach Landesrecht für die Landes­
rundfunkanstalt zuständigen Datenschutzbeauf­
tragten ein betrieblicher Datenschutzbeauftragter 
zu bestellen. Er arbeitet zur Gewährleistung des 
Datenschutzes mit dem nach dem Landesrecht für 
die Rundfunkanstalt zuständigen Datenschutzbe­
auftragten zusammen und unterrichtet diesen über 
Verstöße gegen Datenschutzvorschriften sowie die 
dagegen getroffenen Maßnahmen. Im übrigen gel­
ten die für den betrieblichen Datenschutzbeauf­
tragten anwendbaren Bestimmungen des Bundes­
datenschutzgesetzes entsprechend. 

(3) Die zuständige Landesrundfunkanstalt darf 
im Einzelfall die von ihr gespeicherten personenbe­
zogenen Daten der Rundfunkteilnehmer an andere 
Landesrundfunkanstalten auch im Rahmen eines 
automatisierten Abrufverfahrens übermitteln, so­
weit dies zur rechtmäßigen Erfüllung der Aufgaben 
der übermittelnden oder der empfangenden Lan­
desrundfunkanstalt beim Gebühreneinzug erfor­
derlich ist. Die übermittelnde Landesrundfunk­
anstalt hat aufzuzeichnen, an welche Stellen, wann 
und aus welchem Grund welche personenbezoge­
nen Daten übermittelt worden sind. 

§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. das Bereithalten eines Rundfunkempfangsgerä­
tes zum Empfang entgegen § 3 nicht innerhalb 
eines Monats anzeigt; 

2. ein Rundfunkempfangsgerät zum Empfang be­
reithält und die fällige Rundfunkgebühr länger 
als sechs Monate ganz oder teilweise nicht leistet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit wird nur auf Antrag 
der Landesrundfunkanstalt verfolgt. Die Rund­
funkanstalt ist vom Ausgang des Verfahrens zu 
benachrichtigen. 
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(4) Daten über Ordnungswidrigkeiten sind ein 
Jahr nach Abschluß des jeweiligen Verfahrens zu 
löschen. 

§ 10 

Übergangsregelung 

(1) Für Befreiungen von der Rundfunkgebüh­
renpflicht, die Personen in den Ländern Branden­
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sach­
sen-Anhalt und Thüringen sowie in dem Teil des 
Landes Berlin, in dem das Grundgesetz vor dem 
3. Oktober 1990 nicht galt, aufgrund Anlage lIder 
Rundfunk-Anordnung vom 28. Februar 1986 (GEl 
der DDR I, 10 S. 11) i.d.F. der Anlage 2, Kapitel XIII, 
Sachgebiet C, Abschnitt III, 4. zum Vertrag zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Deut­
schen Demokratischen Republik über die Herstel­
lung der Einheit Deutschlands vom 31. August 1990 
(BGEl Teil II, Nr. 35, S. 885 -in Verbindung mit der 
Anordnung über die Erhöhung der Hör-Rundfunk 
und Fernseh-Rundfunkgebühren vom 4. Septem­
ber 1990 (GEl der DDR I Nr. 59, S.1449) - vor 
Inkrafttreten dieses Staatsvertrages gewährt wor­
den sind, gelten die nachfolgenden Bestimmungen: 

1. Auf Befreiungen, die vor dem 15. August 1990 er­
teilt wurden, kann sich ein Rundfunkteilnehmer 
längstens bis zum 31. Dezember 1992· berufen. 

2. Befreiungen, die nach dem 15. August 1990 aus­
gesprochen wurden, enden zum 30. Juni 1993. 

3. Abweichend von Ziffer 2 enden Befreiungen für 
Schwerstbescliädigte ab Stufe III, die nach dem 
15. August 1990 erteilt wur.den, zum 31. Dezem­
ber 1993. 

4. Ab dem 1. Januar 1992 können neue Befreiungen 
nur noch auf Grund der nach diesem Staatsver­
trag erlassenen Befreiungsverordnungen erteilt 
werden. 

5. Liegen in den Fällen der Ziffern 1 bis 3 bei einem 
Rundfunkteilnehmer die Voraussetzungen für 
eine Gebührenbefreiung nach der ab 1. Januar 
1992 gültigen Rechtslage bei Auslaufen der Be­
freiung vor, so kann eine anschließende Befrei­
ung auch noch innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Auslaufen beantragt werden. 

6. Auch die bis zum 31. Dezember 1991 erteilten Be­
freiungen erlöschen in jedem Fall bei Wegfall 
ihrer Voraussetzungen. 

(2) Die Benachrichtigungspflicht nach § 3 Abs . 3 
Satz 2 gilt nur für die erstmalige Speicherung per­
sonenbezogener Daten nach dem Inkrafttreten die­
ses Staatsvertrages. 

(3) Von Rundfunkteilnehmern in den Ländern 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach­
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen sowie in dem 
Teil des Landes Berlin, in dem das Grundgesetz vor 
dem 3. Oktober 1990 nicht galt, die ihre Gebühren 
bislang per Lastschriftverfahren auf Grund der 
Anordnung über die Verrechnung von Geldforde­
rungen und Geldverbindlichkeiten im Abbu­
chungsverfahren vom 11. September 1981 (GBI der 
DDR I Nr.28 S.343) bezahlt haben, können die 
Gebühren weiterhin im Lastschriftverfahren abge­
bucht werden, sofern die Teilnehmer nicht wider­
sprechen. 

§11 

Vertragsdauer, Kündigung 

Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte Zeit. 
Er kann von jedem der Beteiligten zum Schluß des 
Kalenderjahres mit einer Frist von einem Jahr 
gekündigt werden, erstmalig zum 31. Dezember 
1998. Wird der Staatsvertrag zu diesem Termin 
nicht gekündigt, kann die Kündigung mit gleicher 
Frist jeweils zu einem vier Jahre späteren Termin 
erfolgen. Die Kündigung ist gegenüber dem Vorsit­
zenden der Ministerpräsidentenkonferenz schrift­
lich zu erklären. Die Kündigung eines Beteiligten 
läßt das Vertragsverhältnis der übrigen Beteiligten 
zueinander unberührt , jedoch kann jeder der übri­
gen Beteiligten den Vertrag binnen einer Frist von 
drei Monaten nach Eingang der Kündigungserklä­
rung zu demselben Zeitpunkt kündigen. 

Artikel 5 

Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag 

Inhal tsvcrzeichnis 

1. Abschnitt 

Höhe der Rundfunkgebühr 

§ 1 Höh e der Rundfunkgebühr 

§ 2 Besondere Mittel aus der Rundfunkgebühr 

§ 3 Bundesweiter Hörfunk 

H. Abschnitt 

Anteil der Landesmedienanstalten 

§ 4 HöhedesAnteils 

§ 5 Zuweisung des Anteils 

IH. Abschnitt 

Finanzausgleich 

§ 6 Ermächtigung und Verpflichtung zum Finanzausgleich 

§ 7 Aufbringung der Finanzausgleichsmasse 

§ 8 Umfang der Finanzausgleichsmasse 

§ 9 Vereinbarung der Rundfunkanstalten 

§ 10 Beschluß der Landesregierungen 

IV. Abschnitt 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 11 Kündigung 

1. Abschnitt 

Höhe der Rundfunkgebühr 

§ 1 

Höhe der Rundfunkgebühr 

(1) Die Rundfunkgebühr wird für alle Länder 
gemeinsam mit Wirkung zum 1. Januar 1995 monat­
lich wie folgt festgesetzt : 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 27/1991 477 

l. Die Grundgebühr: 8,25 DM 
2. Die Fernsehgebühr: 15,55 DM 

Die Festsetzung nach Satz 1 erfolgt für die Länder 
Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, Hamburg, 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Saarland, Schleswig -Holstein, Rheinland -Pfalz 
und für den Teil Berlins, für den bereits vor dem 
3. Oktober 1990 das Grundgesetz galt, bereits mit 
Wirkung zum 1. Januar 1992. 

(2) Für die Zeit vor dem 1. Januar 1995 wird die 
Rundfunkgebühr in den Ländern Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-An­
halt, Thüringen sowie in dem Teil Berlins, für den 
vor dem 3. Oktober 1990 das Grundgesetz nicht 
galt, monatlich wie folgt festgesetzt: 

a) Mit Wirkung zum 1. Januar 1992: 
1. Die Grundgebühr: 6,00 DM 
2. Die Fernsehgebühr: 13,00 DM 

b) Mit Wirkung zum 1. Januar 1993 : 
1. Die Grundgebühr: 6,75 DM 
2. Die Fernsehgebühr: 13,85 DM 

c) Mit Wirkung zum 1. Januar 1994: 
1. Die Grundgebühr: 7,50 DM 
2. Die Fernsehgebühr: 14,70 DM 

§ 2 

Besondere Mittel 
aus der Rundfunkgebühr 

(1) Für die Zeit bis einschließlich 31. Dezember 
1994 haben die am Gebührenaufkommen gemäß § 1 
Abs. 1 Satz 2 beteiligten Landesrundfunkanstalten 
sowie die Anstalt "Zweites Deutsches Fernsehen" 
an die Landesrundfunkanstalten, deren gesetzli­
cher Programm auf trag die Versorgung der in § 1 
Abs.2 genannten Gebiete umfaßt, monatlich das 
Aufkommen aus 1 DM der Rundfunkgebühr zur 
Finanzierung des Aufbaus des Rundfunks abzufüh­
ren, und zwar das Aufkommen aus 0,30 DM der 
Grundgebühr und das Aufkommen aus 0,70 DM 
der Fernsehgebühr. Die Mittel sind insbesondere 
entsprechend der Zahl der Rundfunkteilnehmer in 
den in § 1 Abs.2 genannten Gebieten zum Stand 
30. Juni 1991 und unter Berücksichtigung eines 
angemessenen Finanzbedarfs für die investive Erst­
ausstattung zu verteilen. Das Nähere regeln die 
Ministerpräsidenten durch Vereinbarung auf Vor­
schlag der Ministerpräsidenten der Länder Berlin, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach­
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. 

(2) Die nach Absatz 1 begünstigten Landesrund­
funkanstalten können die ihnen zustehenden Mi t­
tel in zwölf gleichen Teilbeträgen vierteljährlich, 
jeweils in der Mitte des Kalendervierteljahres ab­
rufen oder diese Teilbeträge auf einen der späteren 
Abruftermine übertragen. Erster Abruftermin ist 
der 15. Februar 1992, letzter Abruftermin ist der 
15. November 1994. Soweit Teilbeträge nicht bis 
zum letzten Abruftermin abgerufen sind, verblei­
ben sie dem allgemeinen Rundfunkgebührenauf­
kommen. 

(3) Die Beträge dürfen nur zum Aufbau des 
Rundfunks in den in § 1 Abs. 2 genannten Gebieten 
verwendet werden. 

(4) Die abzuführenden Anteile der Landesrund­
funkanstalten und der Anstalt "Zweites Deutsches 
Fernsehen" bemessen sich nach dem Fernsehge­
bührenschlüssel des § 29 Abs. 1 des Staatsvertrages 
über die Anstalt des Öffentlichen Rechts "Zweites 
Deutsches Fernsehen"; die abzuführenden Anteile 
der Landesrundfunkanstalten zueinander bemes­
sen sich nach dem zum Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens dieses Staatsvertrages geltenden Grund- und 
Ferns,ehgebührenschlüssel. 

(5) Soweit die in der Arbeitsgemeinschaft der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der 
Bundesrepublik Deutschland (ARD) zusammenge­
schlossenen Landesrundfunkanstalten oder die An­
stalt des öffentlichen Rechts "Zweites Deutsches 
Fernsehen" sich nicht an der nationalen Stelle des 
Europäischen Fernsehkulturkanals beteiligen, ste­
hen der nationalen Stelle des Europäischen Fern­
sehkulturkanals für die Finanzierung dieses Pro­
grammvorhabens die auf diese Anstalten entfallen­
den Anteile an der Finanzierung unmittelbar aus 
deren Fernsehgebührenaufkommen zu. Der Anteil 
dieser Anstalten bemißt sich nach dem für sie in 
Ziffer 6.2 des Gesellschaftsvertrages der nationa­
len Stelle des Europäischen Fernsehkulturkanals 
in der Fassung vom 13 . März 1991 vorgesehenen 
Pflichtanteil für die Programmzulieferung. Dabei 
ist ein Finanzierungsbetrag von insgesamt 210 Mil­
lionen DM zugrundezulegen. Für den Abruf der 
Teilbeträge gilt Absatz 2 Satz 1 entsprechend. 

§ 3 

Bundesweiter Hörfunk 

(1) Zum Aufbau und zum Betrieb des bundes­
weiten Hörfunks verwenden die in der ARD zusam­
mengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und 
das ZDF gemeinsam 

ab dem 1. Januar 1992 das Aufkommen aus der 
Grundgebühr in den in § 1 Abs.1 Satz 2 genannten 
Ländern aus einem Betrag von monatlich 0,75 DM 
zuzüglich eines Betrages von jährlich 58 Mio DM 
aus dem Aufkommen aus der Grundgebühr, 

ab dem 1. Januar 1995 das Aufkommen aus der 
Grundgebühr in allen Ländern aus einem Betrag 
von monatlich 0,75 DM. 

Sofern die Übernahme von Deutschlandfunk und 
RIAS durch die Länder erst nach dem 1. Januar 1992 
erfolgt, wird für jeden angefangenen Monat der antei­
lige Betrag von jährlich 58 Mio DM aus dem gemein­
samen Gebührenaufkommen Von ARD und ZDF nach 
Satz 1 an den Deutschlandfunk abgeführt; die Ab­
führungspflicht endet spätestens am 30. Juni 1992 . 

(2) Das Nähere wird staatsvertraglich geregelt. 

H. Abschnitt 

Anteil der Landesmedienanstalten 

§ 4 

Höhe des Anteils 

Die Höhe des Anteils der Landesmedienanstal­
ten beträgt 2 vom Hundert des Aufkommens aus 
der Grundgebühr und 2 vom Hundert des Auf-
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kommens aus der Fernsehgebühr nach Abzug der 
besonderen Anteile nach § 2 Abs. 1. Aus dem jähr­
lichen Gesamtbetrag des Anteils aller Landes­
medienanstalten erhält jede Landesmedienanstalt 
vorab einen Sockelbetrag von 1 Mio DM. Der ver­
bleibende Betrag steht den einzelnen Landes­
medienanstalten im Verhältnis des Aufkommens 
aus der Rundfunkgebühr in ihren Ländern zu. 

§ 5 

Zuweisung des Anteils 

Die Landesmedienanstalten erhalten nach An­
forderung von ihrer zuständigen Landesrundfunk­
anstalt jeweils zur Mitte eines Kalendervierteljah­
res angemessene Abschlagszahlungen. Die Schluß­
zahlung für ein Kalenderjahr ist spätestens sechs 
Monate nach Ablauf des Kalenderjahres zu leisten. 

IH. Abschnitt 

Finanzausgleich 

§ 6 

Ermächtigung und Verpflichtung 
zum Finanzausgleich 

Die Rundfunkanstalten werden ermächtigt und 
verpflichtet, einen angemessenen Finanzausgleich 
durchzuführen. Der Finanzausgleich muß gewähr­
leisten, daß 

1. die übergeordneten Aufgaben des öffentlich­
rechtlichen Rundfunks und solche Aufgaben ein­
zelner Rundfunkanstalten, die wegen ihrer Be­
deutung für den gesamten Rundfunk als Ge­
meinschaftsaufgaben wahrgenommen werden 
müssen, erfüllt werden können; 

2. jede Rundfunkanstalt in der Lage ist, ein ausrei­
chendes Programm zu gestalten und zu senden. 

§ 7 
Aufbringung der Finanz­

ausgleichsmasse 

Die Finanzausgleichsmasse wird von den in der 
ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk­
anstalten nach Maßgabe ihrer Finanzkraft gemäß 
der nach § 9 dieses Staatsvertrages zwischen diesen 
Rundfunkanstalten abzuschließenden Vereinba­
rung aufgebracht. 

§ 8 

Umfang der Finanzausgleichsmasse 

(1) Die Finanzausgleichsmasse beträgt jährlich 
mindestens 155 Mio DM. 

(2) Aus der Finanzausgleichsmasse erhalten der 
Saarländische Rundfunk mindestens 84,149 Mio DM, 
Radio Bremen mindestens 71,338 Mio DM und der 
Sender Freies Berlin höchstens 45 Mio DM. 

(3) Die Finanzausgleichsmasse nach Absatz 1 
u.nd die Zuwendungen nach Absatz 2 sind späteren 
Anderungen der Rundfunkgebühr im gleichen Ver­
hältnis anzupassen. 

§ 9 

Vereinbarung der Rundfunkanstalten 

Im Rahmen der vorstehenden Grundsätze wird 
der Finanzausgleich von den in § 7 Satz 1 genann­
tE:n Rundfunkanstalten im einzelnen vereinbart . 
Rundfunkanstalten, die nicht in die Finanzaus­
gleichsmasse gemäß § 8 Abs. 1 einzahlen, sind 
dabei lediglich an der Aufbringung der Finan­
zierungbeträge für die Gemeinschaftsaufgaben 
zu beteiligen ; diese Beteiligungen sind bei der 
Vereinbarung der Zuwendungsbeträge zu berück­
sichtigen. 

§ 10 

Beschluß der Landesregierungen 

(1) Kommt bis zum Beginn eines Rechnungs­
jahres eine Vereinbarung nicht zustande, so wer­
den Ausgleichsmasse, Ausgleichspflicht und Aus­
gleichsberechtigung durch Beschluß der Landes­
regierungen mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
festgelegt. Für den Beschluß hat jede Landesregie­
rung so viele Stimmen, wie das Land Stimmen im 
Bundesrat hat (Art. 51 Abs. 2 GG). . 

(2) Bis zum Zustandekommen des Beschlusses 
richten sich Ausgleichsmasse, Ausgleichspflicht 
und Ausgleichsberechtigungnach der Vereinba­
rung oder dem Beschluß des Vorjahres. 

IV. Abschnitt 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§1l 

Vertragsdauer, Kündigung 

(1) Das Vertragsverhältnis nach dem 1. und 
H. Abschnitt dieses Staatsvertrages gilt für unbe­
stimmte Zeit. Es kann von jedem der Beteiligten 
zum Schluß des Kalenderjahres mit einer Frist 
von einem Jahr gekündigt werden, erstmalig 
zum 31. Dezember 1995 ; dieser Zeitpunkt ver­
schiebt sich um die Anzahl der Monate, die seit 
dem 1. Januar 1992 bis zur Übernahme von 
Deutschlandfunk und RIAS Berlin in Länderzu­
ständigkeit verstrichen sind, jedoch längstens bis 
zum 31. Dezember 1996. Die Kündigung ist gegen­
über dem Vorsitzenden der Ministerpräsidenten­
konferenz schriftlich zu erklären. Die Kündigung 
eines Beteiligten läßt das Vertragsverhältnis unter 
den übrigen Beteiligten unberührt, jedoch kann 
jeder der übrigen Beteiligten das Vertragsverhält­
nis binnen einer Frist von drei Monaten nach Ein­
gang der Kündigungserklärung zu demselben 
Zeitpunkt kündigen. 

(2) Das Vertragsverhältnis nach dem IH. Ab­
schnitt kann mit einer halbjährlichen Frist zum 
Jahresende gekündigt werden. Die Kündigung ist 
gegenüber dem Vorsitzenden der Ministerpräsiden­
tenkonferenz schriftlich zu erklären. 
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Artikel 6 

Bildschirmtext-Staatsvertrag 

. 
Inhaltsverzeichnis 

§ 1 Begriffsbestimmung 

§ 2 Beteiligung an Bildschirmtext 

§ 3 Geltungsbereich 

§ 4 Entgelt 

§ 5 Anbieterkennzeichnung 

§ 6 Sorgfaltspflicht 

§ 7 Gegendarstellung 

§ 8 Werbung und Angebotszuordnung 

§ 9 Unzulässige Angebote, Jugendschutz 

§ 10 Datenschutz 

§ 11 Geheimhaltung 

§ 12 Meinungsumfragen 

§ 13 Aufsicht 

§ 14 ZuständigeVerwaltungsbehörde 

§ 15 Ordnungswidrigkeiten 

§ 16 Geltungsdauer, Kündigung 

§ 1 

Begriffsbestimmung 

Im Sinne dieses Staatsvertrages ist Bildschirm­
text ein für jeden als Teilnehmer und als Anbieter 
zur inhaltlichen Nutzung bestimmtes Informa­
tions- und Kommunikationssystem, bei dem Infor­
mationen und andere Dienste für alle Teilnehmer 
oder Teilnehmergruppen (Angebote) und Einzel­
mitteilungen elektronisch zum Abruf gespeichert, 
unter Benutzung des öffentlichen Fernmeldenetzes 
und von Bildschirmtextvermittlungsstellen oder 
vergleichbaren technischen Vermittlungseinrich­
tungen individuell abgerufen und typischerweise 
auf dem Bildschirm sichtbar gemacht werden. 
Hierzu gehört nicht die Bewegtbildübertragung. 

§ 2 

Beteiligung an Bildschirmtext 

(1) Jeder kann sich an Bildschirmtext als Teil­
nehmer und darüber hinaus als Anbieter, auch 
unter Verwendung externer Speicher und Rechner, 
zu jeweils gleichen Bedingungen nach Maßgabe 
dieses Staatsvertrages beteiligen. Wer zur Nutzung 
von Bildschirmtext technische Einichtungen be­
reitstellt (Betreiber), darf nicht unbefugt auf Bild­
schirmtextinhalte Einfluß nehmen. Der Betreiber 
darf Hinweise zur Systemführung in Bildschirm­
text unter Wahrung der Gleichbehandlung der 
Anbieter zum Abruf bereithalten. 

(2) Nachrichten in ständiger, wenn auch unregel­
mäßiger Folge darf nicht anbieten, wer die Fähig­
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter infolge 
Richterspruchs nicht besitzt. 

(3) Natürliche Personen , die nicht unbeschränkt 
geschäftsfähig sind, oder Anbieter, die ihren Sitz, 
Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt nicht im 
Inland haben , dürfen Informationen und andere 
Dienste nur anbieten, wenn ein Bildschirmtext­
beauftragter bestellt ist , der unbeschränkt ge­
schäftsfähig ist und seinen Wohnsitz im Inland hat ; 
Absatz 2 gilt für den Bildschirmtextbeauftragten 
entsprechend. Dieser ist für die Einhaltung der Be­
stimmungen dieses Staatsvertrages unbeschadet der 
Verantwortlichkeit des Anbieters verantwortlich. 

(4) Ermöglicht ein Anbieter Dritten die Verbrei­
tung von allgemein abrufbaren Mitteilungen, 
bleibt er für die Einhaltung der Bestimmungen die­
ses Staatsvertrages auch insoweit verantwortlich. 
Der Name und die Anschrift des Dritten sowie 
seine Teilnehmernummer sind einen Monat ab dem 
Ende der Abrufbarkeit der Mitteilung vom Anbie­
ter zu speichern. 

§ 3 

Geltungsbereich 

(1) Die Bestimmungen der §§ 4 bis 8 gelten nicht 
für Bestellungen, für den Bankverkehr und für ver­
gleichbare individuelle Dienste sowie für sonstige 
Einzelmitteilungen, soweit nicht in nachstehenden 
Vorschriften etwas anderes bestimmt ist. §§ 5 bis 8 
und § 12 Abs. 1 Satz 1 gelten ferner nicht für Ange­
bote an bestimmte Teilnehmer, die durch gemein­
same berufliche, ideelle oder vergleichbare persön­
liche Merkmale untereinander, und durch vertrag­
liche, mitgliedschaftliehe oder öffentlich-rechtliche 
Beziehungen mit dem jeweiligen Anbieter verbun­
den sind, soweit das Angebot inhaltlich auf diese 
Merkmale bezogen ist (geschlossene Teilnehmer­
gruppen). Die Geltung der in Satz 2 genannten Be­
stimmungen ist nur bei Teilnehmern ausgeschlos­
sen , die in die Einbeziehung in die geschlossene 
Teilnehmergruppe eingewilligt haben. § 10 Abs. 6 
Satz 6 gilt entsprechend. 

(2) Vor . dem Abruf von Angeboten aus Bild­
schirmtextsystemen, die im Ausland eingerichtet 
sind, hat der Betreiber den Teilnehmer darauf 
hinzuweisen, daß die Schutzbestimmungen dieses 
Staatsvertrages für derartige Angebote nicht gelten. 

§ 4 

Entgelt 

Der Anbieter kann Informationen und andere 
Dienste den Teilnehmern unentgeltlich oder gegen 
Entgelt anbieten. Die Unentgeltlichkeit oder die 
Höhe des jeweiligen Entgelts ist auf jeder Seite an­
zugeben. Der Teilnehmer muß durch Bildschirm­
text vor dem Abruf entgeltlicher Angebote unmiß­
verständlich auf die Höhe des Entgelts hingewiesen 
werden; Angebotsseiten, die unmittelbar abge­
rufen werden können, dürfen nicht gegen Entgelt 
angeboten werden. Wird das Entgelt nach der 
Dauer der Nutzungszeit berechnet, ist dem Teil­
nehmer vor Beginn der entgeltlichen Inanspruch­
nahme des Angebots die Höhe des Entgelts je 
Zeiteinheit anzuzeigen; während der Nutzung 
ist fortlaufend auf die Entgeltlichkeit hinzuweisen. 
Sätze 3 und 4 finden keine Anwendung, soweit 
und so lange der Teilnehmer auf die Ankündigung 
verzichtet. 
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§ 5 

Anbieterkennzeichnung 

Jedes Angebot muß den Anbieter erkennbar 
machen und dem Teilnehmer unentgeltlich den 
Abruf des Namens oder der Firma des Anbieters 
mit Anschrift, bei Personengruppen auch des 
Namens und der Anschrift der verantwortlichen 
Vertreter, ermöglichen. Im Fall des § 2 Abs. 3 ist zu­
sätzlich der Abruf der entsprechenden Angaben 
über den Bildschirmtextbeauftragten unentgelt­
lich zu ermöglichen. 

§ 6 

Sorgfal tspflicht 

(1) Nachrichtenangebote sollen wahrheitsge­
treu und sachlich sein. Der Anbieter hat zuvor das 
Angebot mit der nach den Umständen gebotenen 
Sorgfalt nach Inhalt, Herkunft und Wahrheit zu 
prüfen. 

(2) Bei Einzelmitteilungen , die Nachrichten ent­
halten, inhaltlich übereinstimmen und in zeitlichem 
Zusammenhang mehreren beliebigen Teilnehmern 
zum Abruf übermittelt werden, gilt Absatz 1 ent­
sprechend. 

§ 7 

Gegendarstellung 

(1) Jeder Anbieter ist verpflichtet, unverzüglich 
eine Gegendarstellung der Person oder Stelle, die 
durch eine in seinem Angebot aufgestellte Tat­
sachen behauptung betroffen ist, ohne Kosten für 
den Betroffenen in sein Angebot ohne Abrufentgelt 
aufzunehmen. Die Gegendarstellung ist ohne Ein­
schaltungen und Weglassungen in gleicher Aufma­
chung wie die Tatsachenbehauptung anzubieten. 
Die Gegendarstellung ist so lange wie die Tat­
sachenbehauptung in unmittelbarer Verknüpfung 
mit ihr anzubieten. Wird die Tatsachenbehauptung 
nicht mehr angeboten oder endet das Angebot vor 
Ablauf eines Monats nach Aufnahme der Gegen­
darstellung, so ist die Gegendarstellung an ver­
gleichbarer Stelle so lange anzubieten, wie der 
Betroffene es verlangt, höchstens jedoch einen Mo­
nat. Eine Erwiderung auf die Gegendarstellung 
muß sich auf tatsächliche Angaben beschränken 
und darf nicht unmittelbar mit der Gegendarstel­
lung verknüpft werden. 

(2) Eine Verpflichtung zur Aufnahme der Gegen­
darstellung gemäß Absatz 1 besteht nicht, wenn 

1. der Betroffene kein berechtigtes In teresse an der 
Gegendarstellung hat, 

2. der Umfang der Gegendarstellung unangemes­
sen über den der beanstandeten Tatsachenbe­
hauptung hinausgeht, 

3. die Gegendarstellung sich nicht auf tatsächliche 
Angaben beschränkt oder einen strafbaren 
rnhalt hat oder 

4. die Gegendarstellung nicht unverzüglich, späte­
stens sechs Wochen nach dem letzten Tage des 
Angebots des beanstandeten Textes dem in An­
spruch genommenen Anbieter schriftlich und 
von dem Betroffenen oder seinem gesetzlichen 
Vertreter unterzeichnet, zugeht. 

(3) Für die Durchsetzung des vergeblich geltend 
gem achten Gegendarstellungsanspruchs ist der 
ordentliche Rechtsweg gegeben. Auf dieses Verfah­
ren sind die Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
über das Verfahren auf Erlaß einer einstweiligen 
Verfügung entsprechend anzuwenden. Eine Ge­
fährdung des Anspruchs braucht· nicht glaubhaft 
gemacht zu werden. Ein Verfahren zur Hauptsache 
findet nicht statt. 

(4) Eine Verpflichtung zur Gegendarstellung be­
steht nicht für wahrheitsgetreue Berichte über 
öffentliche Sitzungen der übernationalen parla­
mentarischen Organe, der gesetzgebenden Organe 
des Bundes und der Länder sowie derjenigen Organe 
und Stellen, bei denen das jeweilige Landespresse­
gesetz eine presserechtliche Gegendarstellung aus­
schließt. 

§ 8 

Werbung und Angebotszuordnung 

(1) In über Bildschirmtext angebotenen Regi­
stern oder Inhaltsübersichten müssen Anbieterbe­
zeichnungen, Sachgebiete und Stichworte durch 
den Buchstaben "W" gekennzeichnet werden, wenn 
sie ausschließlich zu Angebotsseiten führen, die 
allein wirtschaftlichen Werbezwecken dienen. 

(2) Führt eine Angebotsseite zu einer anderen 
Angebotsseite, die allein oder überwiegend wirt­
schaftlichen Werbezwecken dient, so ist der weiter­
führende Hinweis durch den Buchstaben "W" zu 
kennzeichnen .. 

(3) Enthält eine Angebotsseite teilweise Inhalte, 
die wirtschaftlichen Werbezwecken dienen, sind 
diese Inhalte von den übrigen deutlich zu trennen 
und mit dem Buchstaben "W" zu kennzeichnen. 

(4) In Registern oder Inhaltsübersichten nach 
Absatz 1 dürfen einem Sachgebiet oder Stichwort 
nur solche Angebotsseiten zugeordnet werden, die 
in unmittelbarem sachlichen Zusammenhang damit 
stehen. 

§ 9 

Unzulässige Angebote, Jugendschutz 

(1) Angebote sind unzulässig, wenn sie 

1. zum Rassenhaß aufstacheln oder grausame oder 
sonst unmenschliche Gewalttätigkeiten gegen 
Menschen in einer Art schildern, die eine Ver­
herrlichung oder Verharmlosung solcher Ge­
walttätigkeiten ausdrückt oder die das Grau­
same oder Unmenschliche des Vorgangs in einer 
die Menschenwürde verletzenden Weise dar­
stellt (§ 131 StGB) , 

2. den Krieg verherrlichen, 

3. pornographisch sind (§ 184 StGB) , 

4. offensichtlich geeignet sind, Kinder oder Jugend­
liche sittlich schwer zu gefährden. 

(2) Angebote, die ganz oder im wesentlichen mit 
Schriften inhaltsgleich sind, die in die Liste nach 
§ 1 des Gesetzes über die Verbreitung jugend­
gefährdender Schriften aufgenommen sind, dürfen 
nur in der Zeit zwischen 23.00 und 6.00 Uhr und 
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nur dann verbreitet werden, wenn die mögliche 
sittliche Gefährdung von Kindern und Jugend­
lichen unter Berücksichtigung aller Umstände 
nicht als schwer angesehen werden kann. 

§ 10 

Datenschutz 

(1) Soweit in diesem Staatsvertrag nichts ande­
res bestimmt ist, sind die jeweils geltenden Vor­
schriften über -den Schutz personenbezogener 
Daten anzuwenden. 

(2) Betreiber dürfen personenbezogene Daten 
über die Inanspruchnahme einzelner Angebote nur 
abfragen und speichern, soweit und so lange diese 
erforderlich sind, um 

1. den Abruf von Angeboten zu vermitteln (Verb in­
dungsdaten), 

2. die Abrechnung der für die Inanspruchnahme der 
technischen Einrichtungen und der Angebote 
seitens des Teilnehmers zu erbringenden Lei­
stungen zu ermöglichen (Abrechnungsdaten). 

(3) Die Speicherung der Abrechnungsdaten nach 
Absatz 2 Nr. 2 muß darauf angelegt sein, daß Zeit­
punkt, Dauer, Art, Inhalt und Häufigkeit bestimm­
ter von den einzelnen Teilnehmern in Anspruch ge­
nommener Angebote nicht erkennbar sind, es sei 
denn, der Teilnehmer beantragt eine andere Art 
und Weise' der Speicherung. An Dritte dürfen die 
Abrechnungsdaten nur aufgrund einer besonderen 
Rechtsvorschrift übermittelt werden, an Anbieter 
nur, soweit eine Forderung auch nach Mahnung 
nicht beglichen wird. Die Abrechnungsdaten sind 
zu löschen, sobald sie für Zwecke der Abrechnung 
nicht mehr erforderlich sind. Verbindungsdaten 
nach Absatz 2 Nr. 1 im übrigen sind nach .. Ende der 
jeweiligen Verbindung zu löschen; ihre Ubermitt­
lung an Dritte und Anbieter ist unzulässig. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend für 
Einzelmitteilungen. 

(5) Für das Bereithalten personenbezogener Da­
ten als Inhalt von Angeboten sind auf den Anbieter 
die für Übermittlungsvorgänge geltenden Vor­
schriften über den Datenschutz anzuwenden und 
vom Anbieter zu beachten; das Bildschirmtext­
angebot gilt insoweit als Datei. 

(6) 'Der Anbieter darf vom Teilnehmer personen­
bezogene Daten nur abfragen und diese speichern, 
soweit dies für das Erbringen der Leistung, den Ab­
schluß oder die Abwicklung eines Vertragsverhält­
nisses erforderlich ist. Diese Daten dürfen nur im 
Rahmen der Zweckbestimmung des Vertrages oder 
der Leistung verarbeitet oder genutzt werden, es sei 
denn, der Betroffene willigt in eine darüber hinaus­
gehende Verarbeitung oder Nutzung ein. Er ist in 
geeigneter Weise über die Bedeutung der Einwilli­
gung aufzuklären. Die Leistung, der Abschluß oder 
die Abwicklung eines Vertragsverhältnisses dürfen 
nicht davon abhängig gemacht werden, daß der Be­
troffene in die Verarbeitung oder Nutzung seiner 
Daten außerhalb der in Satz 2 genannten Zweckbe­
stimmung einwilligt. Satz 4 gilt nicht für Zwecke 
der Kreditgeschäfte. Wird die Einwilligung über 
Bildschirmtext abgegeben, so wird sie nur nach Be­
stätigung durch den Betroffenen wirksam. 

(7) Die Auskunfts-, Berichtigungs-, Löschungs­
und Sperrungsansprüche der Teilnehmer nach 
Datenschutzrecht bleiben unberührt. Die Aus­
kunftsansprüche gelten entsprechend für die ge­
mäß Absatz 5 gespeicherten Daten. Die Ansprüche 
nach Sätzen 1 und 2 richten sich gegen den Anbie­
ter, soweit personenbezogene Daten den Inhalt von 
Angeboten betreffen oder vom Anbieter gespei­
chert werden, im übrigen gegen den Betreiber. Der 
Teilnehmer hat ferner einen Anspruch auf Löschung 
der Abrechnungs- oder Verbindungsdaten, soweit 
der Betreiber zur Löschung gemäß Absatz 3 Sätze 3 
und 4 verpflichtet ist. 

(8) Betreiber und Anbieter haben die technischen 
und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, die 
über die Vorschriften der Datenschutzgesetze hin­
aus erforderlich sind, um sicherzustellen, daß 

1. die Verbindungsdaten unmittelbar nach Ende 
der Verbindung gemäß Absatz 3 Satz .4 gelöscht 
werden, 

2. der Teilnehmer personenbezogene Daten nur 
durch eine eindeutige und bewußte Handlung 
übermitteln kann und 

3. die zu Zwecken der Datensicherung vergebenen 
Codes einen dem Stand der Technik entsprechen­
den Schutz vor unbefugter Verwendung bieten. 

§11 

GeheimhaI tung 

Die bei den Bildschirmtexteinrichtungen der 
Anbieter und Betreiber tätigen Personen sind zur 
Geheimhaltung der bei ihrer Tätigkeit bekanntge­
wordenen Tatsachen verpflichtet, soweit sie nicht 
offenkundig sind oder ihrer Natur nach der Ge­
heimhaltung nicht bedürfen. 

§ 12 
Mein ungsumfragen 

(1) Meinungsumfragen mittels Bildschirmtext 
über Angelegenheiten, die in den gesetzgebenden 
Organen des Bundes, der Länder, in den entspre­
chenden Organen der Gemeinden, der sonstigen 
kommunalen Gebietskörperschaften, in den Be­
zirksverordnetenversammlungen oder Bezirksver­
sammlungen behandelt werden, sind unzulässig. 
Die Ergebnisse von Meinungsumfragen mittels 
Bildschirmtext bei den einzelnen Teilnehmern über 
deren Wahl- oder Stimmverhalten, die sechs Wochen 
vor der Wahl oder Abstimmung nicht veröffentlicht 
sind, dürfen vor der Wahl oder Abstimmung nicht be­
kannt gemacht werden. 

(2) Bei Meinungsumfragen mittels Bildschirmtext 
dürfen personenbezogene Daten nur in anonymisier­
ter Form verarbeitet werden. § 10 Abs. 6 findet keine 
Anwendung. 

§ 13 

Aufsicht 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Verwal­
tungsbehörde überprüft die Einhaltung der Bestim­
mungen dieses Staatsvertrages, insbesondere wenn 
ihr Beschwerden oder sonstige Anhaltspunkte für 
eine Verletzung dieser Bestimmungen vorliegen. 
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(2) Stellt die zuständige Verwaltungsbehörde 
einen Verstoß gegen die Bestimmungen dieses 
Staatsvertrages, gegen die allgemeinen Strafge­
setze oder gegen sonstige Rechtsvorschriften, 
soweit sie mit Strafe oder Geldbuße bewehrt sind, 
fest, trifft sie die ~ur Beseitigung des Verstoßes 
erforderlichen Maßnahmen. Sie kann das Angebot 
untersagen und die Sperrung anordnen. Die Unter­
sagung darf nicht erfolgen, wenn die Maßnahme 
außer Verhältnis zur Bedeutung des Angebots für 
den Anbieter und die Allgemeinheit steht. Eine 
Untersagung darf nur erfolgen, wenn ihr Zweck 
nicht in anderer Weise erreicht werden kann. Die 
Untersagung ist, soweit ihr Zweck dadurch er­
reicht werden kann, auf bestimmte Arten und Teile 
von Angeboten oder zeitlich zu beschränken. So­
weit jemand unter Verstoß gegen § 2 Abs. 2 und 3 als 
Anbieter auftritt, ist die Sperrung anzuordnen. 

(3) Wird durch ein Angebot in Rechte Dritter 
eingegriffen und ist für den Dritten hiergegen der 
Rechtsweg eröffnet, sollen Anordnungen der Ver­
waltungsbehörde im Sinne von Absatz 2 Satz 2 nur 
erfolgen, wenn dies aus Gründen des Gemeinwohls 
geboten ist. 

(4) Der Abruf von Angeboten nach § 4 durch die 
zuständige Verwaltungs behörde im Rahmen der 
Aufsicht ist unentgeltlich. Betreiber und Anbieter 
haben dies sicherzustellen. Der Anbieter darf seine 
Angebote nicht gegen den Abruf durch die zustän­
dige Verwaltungsbehörde sperren. 

§ 14 

Zuständige Verwaltungsbehörde 

(1) Für den Vollzug dieses Staatsvertrages sind 
die nach Landesrecht bestimmten Behörden des 
Landes zuständig, in dem der betroffene Anbieter 
oder Teilnehm~r seinen Sitz, Wohnsitz oder in 
Ermangelung dessen seinen ständigen Aufenthalt 
hat. Ergibt sich danach keine Zuständigkeit , so 
ist diejenige Landesbehörde zuständig, in deren 
Bezirk der Anlaß für die Amtshandlung hervortri tt. 

(2) Ist gemäß § 2 Abs. 3 ein Bildschirmtextbeauf­
tragter bestellt, so sind die Behörden des Landes 
zuständig, in dem dieser seinen Wohnsitz hat. 

§ 15 

Ordnungswidrigkei ten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. entgegen § 2 Abs.3 Satz 1 einen Bildschirm­
textbeauftragten nicht bestellt, 

2. entgegen § 8 Abs.4 einem Sachgebiet oder 
Stichwort Angebotsseiten zuordnet, die damit 
nicht in unmittelbarem Zusammenhang stehen, 

3. entgegen § 9 Angebote zum Abruf bereithält, 

4. über den gemäß § 10 Abs. 2, Abs. 6 Sätze 1 und 2 
oder Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 2 oder 
über den gemäß § 12 Abs. 2 zulässigen Rahmen 
hinaus personenbezogene Daten abfragt, spei­
chert oder verarbei tet, 

5. Abrechnungsdaten unter Verletzung der in § 10 
Abs.3 Satz 1 oder Absatz 4 in Verbindung mit 
Absatz 3 Satz 1 festgelegten Pflichten speichert, 

6. entgegen § 10 Abs. 3 Sätze 2 und 4 oder Abs. 4 
in Verbindung mit Absatz 3 Sätze 2 und 4 per­
sonenbezogene Daten übermittelt, 

7. entgegen § 10 Abs. 3 Sätze 3 und 4 oder Absatz 4 
in Verbindung mit Absatz 3 Sätze 3 und 4 per­
sonenbezogene Daten nicht löscht, 

8. entgegen § .10 Abs. 5 personenbezogene Daten 
bereithält, 

9. unter Verstoß gegen § 12 Abs. 1 Satz 1 Meinungs­
umfragen durchführt oder unter Verstoß gegen 
§ 12 Abs. 1 Satz 2 deren Ergebnis bekannt­
macht, 

10. entgegen § 13 Abs. 4 Satz 3 Angebote gegen den 
Abruf durch die zuständige Verwaltungsbe­
hörde sperrt, 

11. als Anbieter oder Teilnehmer unbefugt Ange­
bote oder Einzelmitteilungen unter dem Namen 
eines anderen Anbieters oder Teilnehmers in 
das Bildschirmtextsystem eingibt oder aus ihm 
abruft. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 250000,- DM geahndet werden. 

§ 16 

Geltungsdauer, Kündigung 

Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte Zeit . 
Er kann von jedem der vertragschließenqen Länder 
zum Schluß des Kalenderjahres mit einer Frist von 
zwei Jahren gekündigt werden. Die Kündigung 
kann erstmals zum 31. Dezember 1998 erfolgen. 
Wird der Staatsvertrag zu diesem Termin nicht ge­
kündigt, so kann die Kündigung mit gleicher Frist 
jeweils frühestens zu einem fünf Jahre späteren 
Termin erfolgen. Die Kündigung ist gegenüber dem 
Vorsi tzenden der Ministerpräsiden tenkonferenz 
schriftlich zu erklären. Kündigt ein Land, kann je­
des andere innerhalb von sechs Monaten nach Zu­
gang der Kündigung den Staatsvertrag zu demsel­
ben Zeitpunkt kündigen. Zwischen den übrigen 
Ländern bleibt der Staatsvertrag in Kraft. 

Artikel 7 

Übergangsbestimmung, 
Kündigung, Inkrafttreten 

(1) Die Ausübung des Rechts auf unentgeltliche 
Kurzberichterstattung nach Art. 1 § 4 und nach 
Art. 3 § 7 ist ausgeschlossen bei Veranstaltungen, 
die vor dem 1. Januar 1990 Gegenstand vertrag­
licher exklusiver Regelungen geworden sind. 

(2) Für die Kündigung der in Artikel 1 bis 6 ent­
haltenen Staatsverträge sind die dort vorgesehe­
nen Kündigungsvorschriften maßgebend. 

(3) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 1992 
in Kraft. Sind bis zum 31. Dezember 1991 nicht alle 
Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei des 
Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz 
hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos. 
Art. 1 § 15 Abs. 2 tritt abweichend von Satz 1 für das 
Land Hessen am 1. Januar 1993 in Kraft. 
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(4) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der 
Ministerpräsidentenkonferenz teilt den Ländern 
die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden mit. 

Artikel 8 

Außerkrafttreten 

Mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages treten 
außer Kraft : 

Der Staatsvertrag zur Neuordnung des Rundfunk­
wesens (Rundfunkstaatsvertrag) vom 1./3. April 
1987 , zuletzt geändert durch Staatsvertrag vom 
15. März 1990, 

das Abkommen über die Koordinierung des ersten 
Fernsehprogramms vom 17. April 1959, 

der Staatsvertrag über die Errichtung der Anstalt 
des öffentlichen Rechts "Zweites Deutsches Fern­
sehen" vom 6. Juni 1961, 

der Staatsvertrag über die Regelung des Rund­
funkgebührenwesens (Rundfunkgebührenstaatsver­
trag) vom 5. Dezember 1974, zuletzt geändert durch 
Staatsvertrag vom 1./3. April 1987 , 

der Staatsvertrag über einen Finanzausgleich zwi­
schen den Rundfunkanstalten vom 20 . September 
1973, zuletzt geändert durch Staatsvertrag vom 
7.- 14. Oktober 1988, 

der Staatsvertrag über die Höhe der Rundfunkge­
bühr und zur Änderung des Staatsvertrages über 
einen Finanzausgleich zwischen den Rundfunkan­
stalten (Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag) vom 
7.- 14. Oktober 1988, 

der Staatsvertrag über Bildschirmtext (Bild­
schirmtext-Staatsvertrag) vom 18. März 1983 . 

Bonn, den 31. August 1991 

Für das Land Baden-Württemberg: 

Lorenz Menz 

Für den Freistaat Bayern: 

Hans Zehetmair 

Für das Land Berlin: 

Eberhard Diepgen 

Für das Land Brandenburg: 

Jürgen Lind e 

Für die Freie Hansestadt Bremen: 

Klaus Wedemeier 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 

Thomas Mirow 

Für das Land Hessen: 

Hans Eichel 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 

A. Gomolka 

Für das Land Niedersachsen: 

Gerhard Schröder 

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 

J ohannes Rau 

Für das Land Rheinland-Pfalz: 

Rudolf S charping 

Für das Saarland: 

Christiane Kraj ewski 

Für den Freistaat Sachsen: 

Kurt Biedenkopf 

Für das Land Sachsen-Anhalt: 

Karl Gerhold 

Für das Land Schleswig-Holstein: 

Björn Engholm 

Für das Land Thüringen: 

Josef Duchac 
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Ergebnisprotokoll 

der Ministerpräsiden tenkonferenz 
am 31. August 1991 

in Bonn 

Ergebnisprotokoll 
einziger Punkt der Tagesordnung: 

Staatsvertrag 
über den Rundfunk 

im vereinten Deutschland 

Die Regierungschefs der Länder unterzeichnen den 
Staatsvertrag über den Rundfunk im vereinten 
Deutschland in der anliegenden Fassung. 

1. Protokollerklärungen 

Protokollerklärung des Landes Hessen 
zu Art. 1 § 15 Abs. 2: 

Das Land Hessen akzeptiert die Regelung in § 15 
Abs. 2 des Rundfunkstaatsvertrages nur, um eine 
Einigung der Länder über sämtliche Staatsver­
träge nicht unmöglich zu machen. Hessen weist in 
diesem Zusammenhang allerdings darauf hin, daß 
das vom Hessischen Rundfunk eingeleitete Verfah­
ren vor dem Bundesverfassungsgericht gegen die 
Einstellung der Werbung in seinen Dritten Fern­
sehprogrammen dazu führen kann, daß der Hessi­
sehe Rundfunk diese Werbung weiterhin ausstrah­
len darf. 

Protokollerklärung aller Länder 
zu Art. 1 § 18 Abs. 4 und den 
Beschlüssen der Ministerpräsidenten 
aus den Jahren 1987 und 1990: 

1. Die Ministerpräsidenten stellen fest , daß Bewer­
bungen für EuroNews nach der geltenden 
Rechtslage zulässig sind. Sie erwarten für ihre 
Entscheidung die Vorlage eines Konzepts, das 
auf der Grundlage der Ausschreibung für Euro­
News entwickelt werden soll. Die Ministerpräsi­
denten werden darüber unter Berücksichtigung 
u. a. des Pluralitätsgedankens und der Finan­
zierungsgrundsätze des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks in angemessener Frist befinden. 

2. Die Regierungschefs der Länder erwarten von 
ARD und ZDF, innerhalb der am 1. Januar 1992 
beginnenden Gebührenperiode Möglichkeiten 
einer Integration oder Kooperation von ARD 
1 Plus und/oder ZDF 3-Sat mit dem Europäi­
schen Kulturkanal zu prüfen. 

Protokollerklärung aller Länder 
zuArt. 1 § 36: 

Die Regierungschefs der Länder stellen gemäß § 36 
Abs. 5 Rundfunkstaatsvertrag unter dem Vorbehalt 
abschließender Klärungen durch Baden-Württem­
berg und Nordrhein-Westfalen fest, daß deren 
Zweitkanäle für digitalen Satellitenhörfunk nicht 
genutzt werden. Sie ordnen für diesen Fall je einen 
dieser Kanäle den Ländern Brandenburg, Meck­
lenburg-Vorpommerh sowie den Ländern Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen zur Nutzung zu. 

Protokollerklärung aller Länder 
zu Art. 3 § 5: 

Die Länder verstehen den Programmauftrag des 
ZDF, die Zusammengehörigkeit im vereinten 
Deutschland zu fördern , in der Weise, daß die An­
stalt auch das Geschehen und die kulturelle Vielfalt 
der neuen Länder in den Programmen darstellt. 

Die neuen Länder erwarten insbesondere, daß vom 
ZDF Personal aus den neuen Ländern in allen 
Bereichen der Anstalt und auf allen Ebenen einge::. 
setzt wird und daß Themen, Geschehen, Persön­
lichkeiten, Gedanken, Sprache und Schauplätze 
der neuen Länder in den Programmen hinreichen­
des Gewicht erhalten. 

Protokollerklärung aller Länder 
zu Art. 3 § 21: 

Die Länder gehen davon aus, daß die vorschlags­
und entsendungsberechtigten Verbände und Orga­
nisationen bei ihren Vorschlägen und der Entsen­
dung von Vertretern Mitglieder aus den neuen Län­
dern angemessen berücksichtigen. 

Protokollerklärung der Freien und Hansestadt 
Hamburg 
zu Art. 3 § 21 Abs. 1 und § 24 Abs. 1: 

Nach Meinung Hamburgssteht die Mitgliedschaft 
von Vertretern des Bundes im Fernsehrat und im 
Verwaltungsrat des ZDF nicht in Einklang mit der 
verfassungsrechtlichen Kompetenzordnung für 
Rundfunk in Deutschland. Danach sind allein die 
Länder für den Rundfunk in Deutschland zustän­
dig. Durch eine Vertretung in diesen Aufsichts- und 
Entscheidungsgremien des ZDF erhält der Bund 
einen von der Verfassung nicht vorgesehenen Ein­
fluß . Diese Ungereimtheit hätte aus der Sicht Ham­
burgs im Zuge der Bereinigung der Rundfunk­
strukturen im geeinten Deutschland durch die 
novellierten Rundfunkstaatsverträge mitberück­
sichtigt werden müssen. Hamburg sieht sich durch 
den Einigungsdruck insgesamt vor dem Hinter­
grund der Vielzahl regelungsbedürftiger Fragen 
gehindert, diesen Punkt zum Anlaß einer Verweige­
rung des Abschlusses zu machen, behält sich seine 
verfassungsmäßigen Rechte jedoch ausdrücklich 
vor. 

Protokollerklärung aller Länder 
zu Art. 3 § 24 Abs. 1: 

Die Ministerpräsidenten werden sicherstellen, daß 
die neuen Länder einschließlich Berlin in der 
Gruppe der Länder vertreten sind. 

Protokollerklärung aller Länder 
zu Art. 5 § 1: 

Die Regierungschefs der Länder nehmen in Aus­
sicht, im Laufe der ab 1. Januar 1992 beginnenden 
Gebührenperiode mit ARD und ZDF Möglichkei­
ten verbesserter Leistungs- und Wettbewerbsfähig­
keit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ange­
sichts der nationalen und internationalen Rund­
funkentwicklungen zu erörtern. Darüber hinaus 
werden ARD und ZDF gebeten, in Zusammenarbeit 
mit der KEF bis zu deren 9. Bericht Lösungen zu 
entwickeln, wonach alle Rundfunkanstalten nach 
einheitlichen Kriterien auf ihre Wirtschaftlichkeit 
überprüft werden könne~. 
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Die Regierungschefs gehen weiter davon aus, daß 
ein erheblicher Teil der Gebührenerhöhung für zu­
sätzliche Auftrags- und Koproduktionen deutscher 
und europäischer Fernseh- und Filmproduzenten 
verwendet wird. 

Protokollerklärung aller Länder 
zu Art. 5 § 3 Abs. 2: 

ARD und ZDF gründen eine Einrichtung zur Ver­
anstaltung nationalen Hörfunks. Die Einrichtung 
ist so zu gestalten, daß die journalistische und 
redaktionelle Unabhängigkeit gewährleistet ist. 

Die Einrichtung betreibt drei werbefreie Hörfunk­
programme: 

DLF, als Informationsprogramm mit Sitz in 
Köln 

RIAS 1 als Informationsprogramm mit Sitz in 
Berlin 

DS-Kultur als Kulturprogramm mit Sitz in 
Berlin 

Den drei Programmen sollen die derzeit genutzten 
Frequenzen weiter zur Verfügung stehen. Gebüh­
rengläubiger sind ARD und ZDF. Zur Durchfüh­
rung des Programmauftrages wird mindestens ein 
Klangkörper der Einrichtung nach Art. 36 des Eini­
gungsvertrages übernommen. Bei der Veranstal­
tung der Programme kooperiert der Programm­
betreiber mit ARD und ZDF. 

Sitz der Gemeinschaftseinrichtung ist Köln. Die 
Regierungschefs der Länder bekräftigen ihren 
Beschluß vom 28. Februar 1991, wonach die Fremd­
sprachenredaktion des Deutschlandfunks und 
RIAS-TV der Deutschen Welle zugeordnet werden. 

Die Regierungschefs beauftragen das Vorsitzland 
der Rundfunkkommission der Länder, die notwen­
digen Verhandlungen mit der Bundesregierung 
unverzüglich aufzunehmen. 

Protokollerklärung aller Länder 
zu Art. 5 §§ 6 ff.: 

1. Die Regierungschefs der Länder nehmen den 
Vorschlag des Vorsitzenden der ARD zum Finanz­
ausgleich vom 26. Juni 1991 zur Kenntnis. Sie 
sehen darin einen Ausgangspunkt zur Änderung 
des Finanzausgleichs. 

2. In Fortentwicklung dieses Vorschlags erwarten 
die Regierungschefs der Länder von den in der 
ARD zusammengeschlossenen Landesrund­
funkanstalten bis Ende Juni 1992 den Entwurf 
einer Finanzausgleichsregelung mit dem Inhalt, 
die durch die beitrittsbedingte Veränderung 
der ARD-Struktur freiwerdenden Anteile der 
Finanzausgleichsmasse ab 1993 zur Entlastung 
von überproportional belasteten "gebenden" 
Rundfunkanstalten sowie zur Verbesserung der 
Finanzstruktur der finanzausgleichsbedürfti­
gen Anstalten zu verwenden. Ziel dieser Finanz-

ausgleichsregelung muß es sein, bei Vorgabe 
einer einheitlichen Rundfunkgebühr während 
der Gebührenperiode die Erfüllung der gesetz­
lichen und staatsvertraglichen Aufgaben aller 
bisher bestehenden Landesrundfunkanstalten 
sicherzustellen. 

3. Die Regierungschefs erwarten, daß in den neuen 
Ländern Rundfunkanstalten entstehen, die 
wirtschaftlich tragfähig und nicht auf den 
Finanzausgleich angewiesen sind. 

Protokollerklärung des Landes Hessen 
zu Art. 5 §§ 6 ff.: 

Hessen erwartet, daß der Hessische Rundfunk ab 
1993 im ARD-Finanzausgleich aus dem Kreise der 
gebenden Anstalten ausscheidet. 

Protokollerklärung des Landes Baden-Württem­
berg 
zu Art. 5 §§ 6 ff.: 

Scheidet der Hessische Rundfunk 1993 aus dem 
Finanzausgleich aus , so erwartet Baden-Württem­
berg, daß auch der Süddeutsche Rundfunk nicht 
länger als gebende Anstalt im Finanzausgleich ver­
bleibt. 

Protokoll erklärung aller Länder 
zu Art. 5 § 8 Abs. 2: 

Die Regierungschefs der Länder behalten sich eine 
Überprüfung vor. 

H. Beschlüsse 
der Ministerpräsiden tenkonferenz 

1. Die Regierungschefs der Länder stellen gemäß 
§ 36 Abs. 5 Rundfunkstaatsvertrag unter dem 
Vorbehalt abschließender Klärungen durch 
Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen 
fest , daß deren Zweitkanäle für digitalen Satel­
litenhörfunk nicht genutzt werden. Sie ordnen 
für diesen Fall je einen dieser Kanäle den Län­
dern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern 
sowie den Ländern Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen zur Nutzung zu. 

2. Die Regierungschefs der Länder sind der Auffas­
sung, daß der Unternehmensverbund von Presse 
und privatem Rundfunk sinnvoll sein kann, ins­
besondere auch mit Blick auf die Bestandssiche­
rung der Presse. Sie halten es aber für erforder­
lich zu verhindern, daß damit übermäßige publi­
zistische Konzentration entsteht. Sie beauftra­
gen daher die Chefs der Staats- und Senatskanz­
leien, den vorgelegten Entwurf einer 'Regelung 
im Rundfunkstaatsvertrag auf ihre möglichen 
Auswirkungen hin zu prüfen. Das Ergebnis soll 
zeitlich so vorgelegt werden, daß die Regierungs­
chefs im Zusammenhang mit dem Abschluß des 
Staatsvertrages über bundesweiten Hörfunk 
über die Notwendigkeit einer staatsvertrag­
lichen Regelung bzw. über deren Inhalt entschei­
den können. 
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Anlage zum Protokoll 

Der Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

An den 
Bayerischen Ministerpräsiden ten 
Herrn Dr. h. c. Max Streibl 
Prinzregentenstraße 7 

8000 München 22 

Sehr geehrter Herr Kollege, 

nachdem gestern in der Besprechung der Kollegen 
Diepgen und Scharping mit den Chefs der Staats­
und Senatskanzleien über eine Protokollerklärung 
zu § 18 Absatz 4 des Entwurfs des Rundfunkstaats­
vertrages eine Vorverständigung erzielt wurde, 
möchte ich dazu ergänzend Stellung nehmen. 

In meinem Brief vom 25. Juli ' diesen Jahres hatte 
ich Ihnen meine Einwände gegen die bisher be­
kannt gewordenen Vorstellungen der EBU über die 
Organisation und Finanzierung des Programmpro­
jektes "EuroNews" erläutert. Mit der gestern for­
mulierten Protokollnotiz wurde ein Einvernehmen 
über das weitere Verfahren gefunden. Auf der 
Grundlage der Ausschreibung für "EuroNews" soll 
nunmehr ein konkretisiertes Konzept für das Pro­
jekt vorgelegt werden. Sobald mir die Vorschläge 
vorliegen, wird Nordrhein-Westfalen das Konzept 
unvoreingenommen und wohlwollend prüfen. Dabei 
wird der Zeitpunkt für die geplante Aufnahme des 
Sendebetriebs von Bedeutung sein. . 

Ich versichere Ihnen auch auf diesem Wege, daß wir 
bei der Prüfung dieser Fragen nicht nach Vorwän­
den suchen werden, um "EuroNews" zu verhin­
dern. 

Auf dieser Basis könnten und sollten wir uns über 
die Unterzeichnung der Rundfunkstaatsverträge 
und das weitere Verfahren verständigen. 

Mit freundlichen Grüßen 
Ihr 

Johannes Rau 
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Anlage zum Protokoll 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Herrn Ministerpräsidenten 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Dr. Johannes Rau 
Mannesmannufer la 

4000 Düsseldorf 

Sehr geehrter Herr Kollege! 

Dankend bestätige ich den Eingang Ihres Schrei­
bens von heute, in dem Sie die Position Nordrhein­
Westfalens zur Beteiligung von ARD und ZDF an 
EuroNews und zur Auslegung der entsprechenden 
Protokollnotiz zu § 18 Abs.4 des Rundfunkstaats­
vertrags darlegen. 

Aus meiner Sicht muß ich noch festhalten, daß die 
in der Protokollnotiz enthaltene Formulierung 
"unter Berücksichtigung unter anderem ... der 
Finanzierungsgrundsätze des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks" keine schematische Übernahme der 
für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk geltenden 
Bestimmungen des Rundfunkstaatsvertrags bedeu­
ten kann. Vielmehr kann nur gemeint sein, daß den 
Besonderheiten der Struktur von EuroNews Rech­
nung getragen werden muß. 

Mit freundlichen Grüßen 
Ihr 

Dr. h . c . Max Streibl 
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